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1 Einleitung 

Was mit der Eingliederungsbilanz auf die Arbeitsämter zu-
kommt, ist erst im Umriß zu sehen. Nach Ablauf von zwei
oder drei Jahren, die als Versuchsstadium gelten, wird es Ernst
damit werden, vor allem auch mit dem Vergleich der Ämter
untereinander. 

Im folgenden werden die Ergebnisse aus einem statistischen
Modellansatz mitgeteilt, die bereits im vorab einige der zu er-
wartenden Probleme erkennen lassen. Das gewählte Verfah-
ren weist einen Weg, wie man z.B. mit dem grundlegenden
Problem umgehen kann, „Vergleichbarkeit“ zwischen den
Ämtern und den Regionen herzustellen. Dazu sind aggre-
gierte Daten über den Verbleib nach FuU-1 bzw. FbW-Maß-
nahmen, über die Komposition der Maßnahmen nach Risiko-
gruppen und die im Eingliederungserlaß aufgeführten Indi-
katoren für die Arbeitsmarktsituation pro Arbeitsamtsbezirk
herangezogen worden. Auf dieser Datengrundlage wird deut-
lich, wie man nicht nur nach Herstellung der Vergleichbarkeit
eine neue Rangreihe der Ämter erstellen kann, sondern auch
wie man auf jene Ämter aufmerksam werden kann, bei denen
es sich wegen stärkerer Abweichung im positiven oder nega-
tiven Bereich lohnen dürfte, mit eingehenderen Analysen an-
zusetzen („extreme case monitoring“, ein Monitoring mit
Blick auf Extremfälle). 

Für diesen Modellansatz wurde auf ältere Daten der Fortbil-
dung und Umschulung aus dem Jahr 1996 – und zum Ver-
gleich 1995 – zurückgegriffen. Das hat den Vorteil, daß man
sich, ohne schon Konsequenzen mitbedenken zu müssen,
ganz dem Versuch widmen kann. Die Ergebnisse muß nie-
mand ernst nehmen. Doch werden die ersten Ergebnisse mit
den echten Daten für Förderung der beruflichen Weiterbil-
dung (FbW) oder Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen (ABM)
etc. vermutlich ähnlich aussehen, nicht was die einzelnen
Ämter angeht, die hier nun besonders aufgefallen sind, aber

Statistische Explorationen im Vorfeld der Eingliederungsbilanz
– Monitoring der Verbleibsquote
Dieter Blaschke und Elisabeth Nagel*

Im Erlaß zur Eingliederungsbilanz wird die Anregung gegeben, die ersten beiden Berichtsjahre 1998 und 1999 im
Hinblick auf die zu erstellenden Bilanzen vor allem zu nützen, um Erfahrungen zu sammeln. 1999 wird es zum er-
sten Mal ernst mit den nach §11 SGB III vorgesehenen Eingliederungsbilanzen. Der folgende Aufsatz widmet sich
den dabei zu lösenden Problemen, die unter den Stichworten „Herstellung von Vergleichbarkeit“ und „Rangfolge
der Ämter“ bzw. „Konkurrenz zwischen den Ämtern“ für das Monitoring anstehen. Insofern werden erste Erfah-
rungen mitgeteilt. Die Bundesanstalt für Arbeit hat ein neues Statistikverfahren erarbeitet, durch das Nachweise in
Form der Tabellen vorgelegt werden. Hier wird gezeigt, daß auf der Grundlage der Tabellen eine angemessene Ana-
lyse nicht durchführbar sein wird. Um die im Gesetz geforderte Vergleichbarkeit herzustellen, werden versuchs-
weise ältere Individualdaten zum Verbleib nach Maßnahmen der beruflichen Weiterbildung herangezogen, für die
Arbeitsamtsbezirke aggregiert und einer multiplen Regressionsanalyse unterzogen. Das Verfahren und die mit den
spezifischen Daten erzielten Ergebnisse deuten darauf hin, daß sich das Verfahren für die anstehenden Analysen
im Rahmen der Eingliederungsbilanz eignen könnte. Erst auf der Grundlage der echten Daten, die im Spätsommer
dieses Jahres vorliegen werden, wird sich zeigen, wie weit das Verfahren sich auch im Ernstfall bewährt und der
Versuch gelingt, damit der vom Gesetzgeber erwünschten Konkurrenz zwischen den Arbeitsämtern eine Basis zu
geben. 

* Dr. Dieter Blaschke und Elisabeth Nagel sind Mitarbeiter im IAB. Für An-
regungen, Hilfe, Kritik und Diskussion im Zusammenhang mit einer ersten
Version des Aufsatzes haben wir vielen Kollegen im IAB, in den For-
schungsreferaten der LAÄ und in einigen Arbeitsämtern zu danken. Woll-
ten wir sie vollständig namentlich aufzählen, so könnte der Verdacht ent-
stehen, wir wollten uns von der Verantwortung für mögliche Fehler der Ver-
öffentlichung entlasten. Das ist nicht der Fall, die Verantwortung dafür bleibt
bei uns. Besonders danken möchten wir dennoch Hans-Eberhard Plath, Lutz
Bellmann, Uwe Blien, Franziska Hirschenauer, Oliver Hülser und Michael
Zängle. 

1 Seit Einführung des SGB III wird von „Förderung der beruflichen Weiter-
bildung“ (FbW) gesprochen.



doch darin, worauf sich der Blick richten wird. Es kann ein
Weg zum methodischen Umgang mit Eingliederungsbilanzen
gezeigt werden. Die Bewährungsprobe für das Verfahren steht
noch bevor. 

Durch die Veröffentlichung hoffen wir, die Suche nach ande-
ren Lösungen und nach eventuellen Fehlern in der vorliegen-
den Lösung anzuregen. Wir hoffen, daß die Kritik an unserem
Vorgehen möglichst bald zu neuen Ideen führt. 

2 Eingliederungsbilanz – eine Herausforderung beson-
derer Art

2.1 Eingliederungsbilanz und das Problem der Vergleichbar-
keit regionaler Einheiten

Im Sozialgesetzbuch III kommen mehrere Bestrebungen der
Neuorganisation der Verwaltung (unter dem Vorzeichen des
„new public management“) zum Ausdruck. Zum einen die
Verlagerung der Verantwortung von der Zentrale auf die ört-
lichen Arbeitsämter. Beredter Ausdruck dafür ist die Abkehr
von der bisherigen Praxis, zentrale Vorgaben für die Vertei-
lung der Haushaltsmittel bis hinein in die einzelnen Instru-
mente oder Maßnahmebereiche (wie FbW, ABM etc.) zu ma-
chen. Die Mittel für die Ermessensleistungen in der aktiven
Arbeitsmarktpolitik der Ämter werden diesen im Rahmen ei-
nes Eingliederungstitels (§§ 71b SBG IV und 371 SGB III)
zur Verfügung gestellt und dort gemeinsam mit den Verwal-
tungsausschüssen weitgehend frei auf die verschiedenen
Maßnahmen verteilt (Brinkmann 1999). Die Verteilung auf
die Landesarbeitsämter (LAÄ) erfolgt nach einem vom IAB
erarbeiteten Schlüssel (vgl. Blien 1998a, 1998b). Damit fällt
den einzelnen Ämtern nun nicht nur die Aufgabe zu, die Mit-
tel rechtzeitig und zeitgerecht auszugeben, sondern möglichst
einen „optimalen Mix“ für alle Instrumente, insbesondere für
die großen Instrumente FbW, ABM und SAM sowie die freie
Förderung (für die ja bis zu 10% der Geldmittel ausgegeben
werden können) zu finden. Voraussetzung dürfte sein, daß je-
des Instrument selbst möglichst sinnvoll und wirksam einge-
setzt wird. 

Begleitet ist die Übergabe dieser Verantwortung deshalb von
der Anforderung an die Verantwortlichen in den Ämtern, Re-
chenschaft über die wirtschaftliche Mittelverwendung auf der
Grundlage der Eingliederungserfolge abzulegen. (Auch hier
wird die Verantwortung prinzipiell durch die Leitfigur der
Teamarbeit in der Neukonzeption des Arbeitsamts 2000 auf
viele Schultern verteilt.) Die bisher bei der Zentrale liegende
Verantwortung für die sinnvolle Aufteilung der Finanzmittel
auf die verschiedenen Instrumente aktiver Arbeitsmarktpoli-
tik liegt nun vor Ort in jedem Arbeitsamt. Diese Rechnungs-
legung ist im §11 SGB III festgelegt. Der Paragraph bestimmt,
daß alle Arbeitsämter jedes Jahr eine sog. Eingliederungs-
bilanz über alle Maßnahmen der aktiven Arbeitsmarktpolitik
(Ermessensleistungen) des vergangenen Jahres vorzulegen
haben. U.a. muß nachgewiesen werden, wie wirksam die För-
derung ist, d.h. „wie viele Arbeitnehmer ... in angemessener
Zeit im Anschluß an die Maßnahme eine Beschäftigung auf-
genommen haben oder nicht mehr arbeitslos sind“, dar-
gestellt im Verhältnis zur Zahl der geförderten Arbeitnehmer
(§ 11 Abs. 2 Nr. 6 SGB III). 

Die Arbeitsämter sollen demnach nicht nur nachweisen, für
welche Instrumente und für wieviele Personen welche Fi-
nanzmittel eingesetzt wurden, sondern auch welche Wirkung
dieser Finanzmitteleinsatz hatte. Wie das geschehen soll, ist
im Gesetz (§ 11 Abs. 2 SBG III) angedeutet. Dort heißt es:
„Die Bundesanstalt stellt den Arbeitsämtern zur Sicherstel-
lung der Vergleichbarkeit der Eingliederungsbilanzen ein-
heitliche Berechnungsmaßstäbe zu den einzelnen Angaben
zur Verfügung.“ Die Ergebnisse müssen außerdem kommen-
tiert werden. Für diese Aufgabe stellt die Hauptstelle den Ar-
beitsämtern Interpretationshilfen für den Umgang mit den
Ergebnissen zur Verfügung.2

Um für jedes einzelne Instrument die Leistung jedes Amtes
nachweisen zu können, muß es für jedes Instrument irgend-
eine Vergleichsgröße geben. Einen absoluten Maßstab, an
Hand dessen sich beurteilen ließe, was ein Amt, ganz unab-
hängig von anderen Ämtern angesichts der Situation vor Ort
geleistet hat, gibt es nicht. Vergleiche werden sich auf größe-
re Einheiten richten müssen und auf die dort im Durchschnitt
erreichten Werte: Das sind zunächst sicher einmal die alten
und die neuen Bundesländer, dann aber auch größere Regio-
nen mit etwa gleicher Situation am Arbeitsmarkt, wie sie in
der Form der Cluster von Ämtern mit ähnlicher Situation
durch einen Forschungsbeitrag des IAB angeboten wurden.
Dieser Vorschlag hat Eingang gefunden in den Dienstblatt-
Runderlaß 3/99. Das Verfahren wird sekundär auch zur Kon-
kurrenz zwischen den Ämtern beitragen. 

Auf der Grundlage der vorgelegten Zahlen wird sich sehr
schnell eine Rangfolge (sog. „Bundesligatabelle“) der ein-
zelnen Ämter in Ost oder West oder im gesamten Geltungs-
bereich des SBG III bzw. in jedem Landesarbeitsamtsbezirk
oder in jedem Cluster für jedes Instrument erstellen lassen.
Das wird nicht zu umgehen sein, will der Gesetzgeber doch
(gem. Gesetzesbegründung) einen „Wettbewerb“ unter den
Arbeitsämtern erreichen. Vergleichen will man aber nur Ver-
gleichbares. Wie erreicht man also diese Vergleichbarkeit? 

Wer davon ausginge, daß die Bedingungen am Arbeitsmarkt
überall die gleichen sind, der könnte die erreichten Brutto-
werte in eine Rangreihe bringen und hätte dann schon die Sie-
germannschaft bestimmt. Aber es gibt eine Reihe von inter-
venierenden und Moderatorvariablen (z.B. der große Arbeit-
geber am Ort geht in Konkurs, die Konjunktur trübt sich stark
ein, ein harter Winter, der nicht alle Arbeitsamtsbezirke in
gleicher Weise trifft), die zu berücksichtigen sind. Der Nach-
weis für solche Einflüsse und ihrer Wirkungen ist durch alle
möglichen Untersuchungen immer wieder geführt worden
(z. B. Blien und Friedrich 1993). 

Der Gesetzgeber hat dies berücksichtigt und verlangt deshalb
einerseits, die Vergleichbarkeit in regionaler Hinsicht herzu-
stellen. Andererseits verlangt er auch, diese Vergleichbarkeit
hinsichtlich der einbezogenen Risikogruppen herzustellen. Es
gibt im Gesetz also Hinweise auf Sachverhalte, die zur Kennt-
nis genommen werden müssen, ehe man das Vergleichen be-
ginnen kann. So heißt es, daß die „besonders förderungsbe-
dürftigen Personengruppen“ gesondert auszuweisen (§ 11
Abs. 2 Ziff. 6 SGB III) 3 und  die „Rahmenbedingungen“ (ebd.
Ziff. 7) in die Interpretation der Ergebnisse einzubeziehen
seien.

In der Interpretation des Paragraphen 11 SGB III zur „Ein-
gliederungsbilanz“ durch den Eingliederungserlaß werden
außer den Frauen, die besonders ausgewiesen werden müs-
sen, vier (nicht überschneidungsfreie) Untergruppen beson-
ders förderungsbedürftiger Personengruppen aufgeführt. Sie
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2 Das geschieht im Dienstblatt-Runderlaß 3/99 vom 18. Januar 1999 (Betreff:
Eingliederungsbilanz nach § 11 SBG III. Geschäftszeichen Ib/IIIa
5025/4016/6000/1410.1 – Vorgang RdErl 54/97 – 4016/5000/6000).

3 Besonders förderungsbedürftige Personengruppen: Analysen zeigten immer
wieder, daß die Eingliederungsergebnisse bei Personen aus Zielgruppen –
Ältere, Langzeitarbeitslose, Personen ohne abgeschlossene berufliche Aus-
bildung etc. – besonders niedrig ausfallen (Blaschke/Nagel 1995).



müssen in Tabelle 6 III „Verbleibsquote“ der Eingliederungs-
bilanz als absolute Zahl und mit ihrem Eingliederungsergeb-
nis ausgewiesen werden: Langzeitarbeitslose (gem. § 18 Abs.
1 SGB III, d.h. ein Jahr oder länger arbeitslos), Schwerbehin-
derte und Gleichgestellte, Ältere (50 Jahre und älter), Berufs-
rückkehrer/innen, sowie die Gesamtzahl von dadurch erfaß-
ten Personen („überhaupt“). 

Nur wie macht man das konkret? Im einzelnen Arbeitsamt
wird man im wesentlichen nur darüber spekulieren können,
warum in dem bestimmten Jahr ein bestimmter Prozentsatz
von Personen am Stichtag nicht mehr arbeitslos ist und war-
um der Abstand zum Vergleichsamt aus der Gruppe des ge-
meinsamen Arbeitsmarkt-Clusters4 oder zum Mittelwert des
Clusters – oder auch zum Vorjahrsergebnis – so groß oder so
klein ist. Die Tabellen, die in ihrer Struktur und demnächst
auch in ersten Ergebnissen (im Intranet der BA) vorliegen, ge-
ben diese Antwort noch nicht. Wie soll der Vergleich konkret
vor sich gehen? Die Ämter sollen sich mit den anderen Äm-
tern in ihrem Cluster vergleichen und zwar auf der Grundla-
ge praktisch der „Bereinigung“, die dadurch angestrebt wird,
daß man die Eingliederungsergebnisse auch für die Perso-
nengruppen im einzelnen ausweist. Wird das ausreichen?
Welche Probleme sich konkret ergeben werden, ist kaum ab-
zusehen (Jagoda 1998; Semmler 1998; Dienstblatt-Runderlaß
3/99). 

Bilanzen geben Einblick in meistens schon lange laufende
Vorgänge. Durch den weitgehenden Neuanfang mit der da-
tentechnischen Erfassung in einer Reihe von Bereichen (vgl.
Anlage 3 zu RdErl 3/99) wird sich zunächst vermutlich noch
nicht alles in den Daten schon so darstellen können, wie es
anzustreben ist. Und es fehlen auch die Erfahrungen, die sich
auf der Grundlage von längeren Zeitreihen ergeben; auch auf
den Zeitvergleich hat der Gesetzgeber ja aufmerksam ge-
macht. Die Unsicherheit in den Ämtern ist groß.

2.2 Zur Kontrolle von Bedingungsunterschieden im Institutio-
nenvergleich

Um über die (im Gesetz in bestimmter Weise definierte)
„Wirksamkeit“ Aufschluß geben zu können, müssen die Ein-
gliederungsbilanzen also zunächst „vergleichbar“ gemacht
werden. Die „Vergleichbarkeit“ muß die besonders förde-
rungsbedürftigen Personengruppen und die Rahmenbedin-
gungen umfassen (vgl. dazu Punkt 3.5 Dienstblatt-Runderlaß
zur Eingliederungsbilanz 3/99). 

Bezogen auf diese inhaltlichen Probleme kann nicht auf be-
reits erfolgreich erprobte Analysemodelle zurückgegriffen
werden. Es liegen jedoch unterschiedliche Untersuchungen
vor, in denen zunächst ähnlich gelagerte Probleme der Ver-
gleichbarkeit auf der Grundlage aggregierter Daten bearbei-
tet werden mußten. 

• Bei Astin (1968) ging es darum, den Einfluß institutionel-
ler Gegebenheiten bzw. der unterschiedlichen Qualität von In-
stitutionen auf den Erfolg einer Ausbildung, konkret auf das
nach Abschluß einer Ausbildung feststellbare intellektuelle
Niveau der Absolventen nachzuweisen. Als Merkmale der
Qualität von Colleges und Universitäten wurden z. B. die be-
sondere Qualität der Fakultätsmitglieder, das zahlenmäßige
Verhältnis von Lehrenden zu Studenten oder die Forschungs-
orientierung angesehen. Das Problem für den direkten Ver-
gleich ermittelter Werte wurde darin gesehen, daß man es hier
möglicherweise mit einer besonderen Form von Selektivität
auf der Personenseite zu tun hat, die kontrolliert werden
sollte. 5 Selektivität würde ggf. dazu führen, daß das intellek-
tuelle Niveau verschiedener Colleges bereits bei Eintritt der
Studenten in die Institution höher ist als das anderer. Will man
den unterschiedlichen Einfluß der Qualitätsmerkmale der ver-
schiedenen Colleges ermitteln, so müssen diese Eingangsun-
terschiede kontrolliert werden. Die notwendige Standardisie-
rung wurde mit dem Verfahren der multiplen Regression vor-
genommen. 

• In Schweden (Sonnichsen 1996) soll in einem (auf der com-
putergestützten Kriminalstatistik aufsetzenden) Monitoring
die Leistung der 118 Polizeidistrikte in der Kriminalitäts-
bekämpfung vergleichbar gemacht werden. Durch statistische
Kontrolle der demographischen Faktoren, der Ressourcenal-
lokation und unterschiedlicher Vorgehensweisen wird Ver-
gleichbarkeit hergestellt. Zugleich werden ein erwarteter Auf-
klärungswert und ein sog. E-Faktor (ein Residuum) geschätzt.
Dies ist der Unterschied zwischen der erreichten und der auf-
grund der statistischen Analyse (multiple Regression) erwar-
teten Aufklärungsrate. Damit habe man ein analytisches
Werkzeug zur Hand, mit dessen Hilfe man bei den stärker ab-
weichenden Polizeidistrikten auf die Suche nach möglichen
Ursachen der Abweichungen gehen könne. 

• Auf diese Weise verwendeten Deeke und Seifert bereits
1981 dieses Verfahren, als sie nach den „Möglichkeiten für
interessenbezogene Beeinflussung“ der lokalen, operativen
Ebene der Arbeitsmarktpolitik im Landesarbeitsamtsbezirk
Nordrhein-Westfalen fragten. Sie analysierten dazu die Häu-
figkeit von FuU- bzw. von AB-Maßnahmen in Abhängigkeit
von Merkmalen der regionalen Arbeitsmarktsituation. Zur
Standardisierung setzten sie das Verfahren der multiplen re-
gressionsanalytischen Schätzung ein, um damit jene Einfluß-
größen zu identifizieren, die zu unterschiedlicher Gestaltung
der Handlungsspielräume durch Verwaltung und Selbstver-
waltung führen. Durch Einsatz einer Residuenanalyse wurden
dann jene Ämter ermittelt, in denen trotz der erreichten Ver-
gleichbarkeit noch die größten Abweichungen vom Mittel-
wert (der Residuen) feststellbar waren. Dort wurde dann ge-
zielt durch intensive empirische Explorationen (Fallstudien)
nach weiteren Einflußfaktoren gesucht. 

• Ebenfalls mit dem Thema des „Handlungsspielraums akti-
ver Arbeitsmarktpolitik“ befaßte sich Schmid (1983) in einer
empirischen Analyse zur Abhängigkeit der von den Ar-
beitsämtern ausgewählten Maßnahmen von institutionellen
Gegebenheiten, bei der die multiple Regressionsanalyse auf
aggregierte Daten der Institution angewandt wurden. 

Gemeinsam ist diesen Ansätzen, daß mit der multiplen Re-
gressionsanalyse der statistische „Erklärungsbeitrag“ zur Va-
rianzreduktion des der Institution zugeschriebenen Ergebnis-
ses herangezogen wird, und im Einsatz der Residuenanalyse
in einem zweiten Schritt die intensivere Suche nach weiteren
Ansatzpunkten gesehen wird (vgl. Kerlinger/Pedhazar 1973). 
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4 Vergleichsamt: Aus diesen Überlegungen heraus wurde vom IAB die Idee
aufgegriffen, mittels statistischer Analysen jene Arbeitsamtsbezirke zu iden-
tifizieren, die untereinander gewisse Ähnlichkeiten der wirtschaftlichen und
damit der arbeitsmarktlichen Situation aufweisen (Hirschenauer 1998). Da-
hinter steht die Erkenntnis, daß den Rahmenbedingungen bzw. der regiona-
len Arbeitsmarktsituation eine besondere Bedeutung zukommt bei der Fra-
ge, wie hoch die Eingliederungsquote in einer bestimmten Zeit sein kann
bzw. wie viele frühere Teilnehmer noch arbeitslos sind. Falls sich dieses Vor-
gehen bewähren sollte, wären die Werte von Jahr zu Jahr neu zu ermitteln.

5 Selbstselektion und wohl auch von Selektion: Studienanfänger mit hohem
intellektuellen Niveau streben auf qualitativ hochangesehene Colleges, und
diese lehnen weniger erfolgversprechende Studenten möglicherweise ab.



2.3 Der Vergleich der Verbleibsquoten in der Eingliederungs-
bilanz als statistisches Problem

Die Feststellung, daß der Wert eines Arbeitsamtsbezirks von
dem eines anderen und beide vom Mittelwert des Landes-
arbeitsamtsbezirks oder des Regionenclusters sonstiger Ver-
gleichsgrößen abweichen, reicht noch nicht aus, schon mit In-
terpretationen der Unterschiede zu beginnen. Ab wann lohnt
es sich überhaupt, bei unterschiedlichen Verbleibsquoten zwi-
schen Arbeitsamtsbezirken mit einer Interpretation anzuset-
zen? Als statistisches Problem formuliert, lautet die Frage: Ist
der auf den ersten Blick gegebene Unterschied zum Refe-
renzmittelwert so groß, daß er beachtet werden sollte?6 Die
Statistik kann eine vorläufige Antwort geben, wenn die Fra-
ge umformuliert wird: Ist der ermittelte Wert größer als der
zu erwartende Wert? Anders gesagt: Ist es ein überzufälliges
Ergebnis, oder könnte es auch zufällig zustande gekommen
sein? Als ein überzufälliges Ergebnis wird generell ein Wert
angesehen, bei dem mit einer bestimmten Wahrscheinlichkeit
die Vermutung zurückgewiesen werden kann, daß er auch als
Zufallsprodukt zustande gekommen sein könnte. Üblicher-
weise entscheidet man sich für Grenzen von 5 oder 10% der
Wahrscheinlichkeit. Die Ergebnisse werden dann z. B. als
„einflußbedingt“ oder als „interventionsbedingt“ akzeptiert.

Auf Grund von Untersuchungsergebnissen vieler Jahre (z. B.
Hofbauer/Dadzio 1987; Blaschke u.a. 1992; Blaschke/Nagel
1995; Zängle/Trampusch 1997), die auch in den Gesetzes-
formulierungen ihren Niederschlag gefunden haben, lassen
sich zwei Hypothesen über wesentliche Einflußgrößen auf die
Verbleibsquote formulieren: 

• Die „Eingliederungsquote“ ist in jenen Arbeitsamtsbezirken
am günstigsten, wo die Arbeitsmarktsituation (z. B. gemessen
an der Arbeitslosenquote) – generell – ebenfalls am günstig-
sten ist und umgekehrt. Die Abgrenzung nach Arbeitsamts-
bezirken ist gerade dann, wenn es um die Arbeitsuche im An-
schluß an Weiterbildungsmaßnahmen geht, nicht ganz ein-
deutig, da die relevante „Region“ je nach Beruf unterschied-
lich groß ist; nicht immer ist der Suchraum für FbW-Teilneh-
mer sinnvollerweise auf den eigenen Arbeitsamtsbezirk be-
schränkt.

• Die „Eingliederungsquote“ ist in jenen Arbeitsamtsbezirken
am günstigsten, in denen – generell formuliert – am wenig-
sten Langzeitarbeitslose oder Ältere bzw. weniger Personen
aus den sog. Risikogruppen an den Maßnahmen teilgenom-
men haben, da bei diesen Personengruppen das Verbleibsrisi-
ko in Arbeitslosigkeit auch nach Maßnahmen als höher anzu-
setzen ist als bei anderen. 

3 Die Datengrundlage

3.1 Eine Verbleibsquote nach beruflicher Weiterbildung

Der Gesetzgeber hat für die Eingliederungsbilanzen den
Nachweis der „Eingliederung in Arbeit“ vorgeschrieben, hat
aber ersatzweise das Merkmal „Verbleib nicht in Arbeits-

losigkeit“ akzeptiert. So heißt es im SGB III, auszuweisen sei
in der Eingliederungsbilanz das „Verhältnis der Zahl der Ar-
beitnehmer, die in angemessener Zeit im Anschluß an die
Maßnahme ... nicht mehr arbeitslos7 sind, zu der Zahl geför-
derter Arbeitnehmer in den einzelnen Maßnahmebereichen“.
In der hier vorgelegten Analyse können diese Merkmale nicht
verwendet werden. Statt dessen wird das Merkmal „Nicht-
leistungsbezieherquote“ (Anteil der Teilnehmer, die an-
schließend weder Arbeitslosengeld noch Arbeitslosenhilfe
bezogen) als Ersatz für die Quote der nicht arbeitslos gemel-
deten früheren Maßnahmeteilnehmer herangezogen. Im Ver-
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6 Der Vergleich zwischen zwei „ähnlichen“ Ämtern ist ein anderes Problem.
7 Gemäß Einführungserlaß zur Eingliederungsbilanz ist allerdings entschie-

den worden, daß die Erfassung des „positiven Verbleibs“, „nicht mehr ar-
beitslos“, unterschiedlich sein wird für Weiterbildungsteilnehmer und für
Teilnehmer in anderen Instrumenten (vgl. Anlage 3 zu RdErl 3/99 und RdErl
71/97 sowie RdErl vom 9.12.1998-4401/…). In dem von uns herangezoge-
nen Datensatz ist auch in dieser Hinsicht eine Abweichung gegeben, denn
zum einen ist der Zeitpunkt immer genau sechs Monate nach Ende des Aus-
trittsquartals, d.h. es sind immer zwischen sechs und neun Monaten vergan-
gen; Zum anderen wurde geprüft, ob die Person zu jenem Zeitpunkt im Lei-
stungsbezug stand, wobei akzeptiert wurde, daß die Person „noch oder wie-
der“ im Leistungsbezug stand.

Tabelle 1: Nichtleistungsbezieherquoten 1995 und 1996
(Teilnehmer, die vor Beginn der Vollzeit-Maßnahme ar-
beitslos waren, incl.Abbrecher) nach regionalen Einheiten
(Mittelwerte, Streuungen, sowie Minimum- und Maxi-
mumwerte) 

Region Mittelwert1 Streuung Minimumwert Maximumwert

Alte Bundesländer* 1995 67.9 4,2 54,8 Uelzen 79,9 Paderborn
Alte Bundesländer* 1996 65,1 (65,0) 4,6 54,8 Uelzen, 80,3 Paderborn

Recklinghausen
Berlin 1995 58,8
Berlin 1996 55,3
Neue Bundesländer*1995 53,9 4,3 42,9 Wittenberg 62,8 Potsdam
Neue Bundesländer*1996 45,8 (46,2) 4,1 35,3 Wittenberg 53,7 Leipzig

Landesarbeitsamtsbezirke
(getrennt nach den neuen und
den alten Bundesländern)
Alte Bundesländer* 1996
Schleswig-Holstein-Hamburg 61,8 (64,1) 4,3 55,6 Lübeck 69,3 Hamburg
Niedersachsen-Bremen 63,1 (63,2) 5,1 54,8 Uelzen 78,1 Vechta
Nordrhein-Westfalen 65,0 (64,6) 5,1 54,8 Reckling- 80,3 Paderborn

hausen
Hessen 64,5 (64,7) 3,3 59,1 Offenbach 71,5 Korbach
Rheinland-Pfalz-Saarland 65,1 (64,8) 2,9 59,3 Ludwigshafen 70,4 Mayen
Baden-Württemberg 64,8 (64,1) 3,9 56,3 Mannheim 73,2 Schwäbisch

Hall
Bayern 68,2 (67,8) 3,8 62,1 Hof 73,8 Weilheim

Neue Bundesländer* 1996
Mecklenburg-Vorpommern 45,3 (45,2) 1,8 43,0 Rostock 47,0 Stralsund
Brandenburg 48,8 (48,3) 3,3 44,3 Cottbus 53,2 Potsdam
Sachsen-Anhalt –Thüringen 43,9 (44,8) 3,6 35,3 Wittenberg 50,0 Merseburg
Sachsen 47,4 (47,8) 4,7 40,3 Riesa 53,7 Leipzig

Cluster WEST2 (1996)
West 1 (mit 24 Arbeitsämtern) 66,8 3,8 59,1 Celle 73,8 Weilheim
West 2 (mit 11 Arbeitsämtern,

einschl.Berlin) 62,5 4,0 55,3 Berlin 69,3 Hamburg
West 3 (mit 30 Arbeitsämtern) 64,5 3,8 56,3 Mannheim 73,1 Düren
West 4 (mit 10 Arbeitsämtern) 60,3 4,9 54,8 Uelzen 71,4 Leer
West 5 (mit 8 Arbeitsämtern) 63,6 3,4 61,0 Wetzlar 71,5 Korbach
West 6 (mit 11 Arbeitsämtern) 69,2 6,0 63,3 Brühl 80,3 Paderborn
West 7 (mit 36 Arbeitsämtern) 65,8 4,2 56,6 Villingen- 73,2 Schwäbisch 

Schwenningen Hall
West 8 (mit 5 Arbeitsämtern) 59,9 3,4 54,8 Reckling- 64,2 Helmstedt

hausen
West 9 (mit 7 Arbeitsämtern) 66,5 2,8 62,8 Heidelberg 71,0 Münster

Cluster OST2 (1996)
Ost 1 (mit 21 Arbeitsämtern) 44,7 3,6 35,3 Wittenberg 50,2 Eberswalde
Ost 2 (mit 6 Arbeitsämtern) 48,0 4,7 42,0 Halle 53,7 Leipzig
Ost 3 (mit 7 Arbeitsämtern) 48,4 3,9 44,2 Suhl 53,2 Potsdam

1 Hier werden die ungewogenen Mittelwerte ausgewiesen, die mit der multi-
plen Regressionsanalyse des Statistik-Programms SPSS errechnet wurden,
nicht jedoch die genauen Mittelwerte (für Ost/West bzw. für die LAÄ); die-
se werden hier in Klammern ausgewiesen. 

2 Zur Beschreibung der Clusteranlayse und der einzelnen Cluster vgl.
Hirschenauer 1999.

* ohne Berlin



gleich zu dem durch das SGB III geforderten Nachweis (§ 11
Abs. 2 Ziff. 6) liegt hier also eine Einschränkung vor. 

Bei den Daten handelt es sich um die jeweils auf einen Jah-
reswert aggregierten Quartalswerte des sog. Verbleibs im Lei-
stungsbezug (ausgewiesen als Nichtverbleib im Leistungs-
bezug) für die verschiedenen Maßnahmearten von Fortbil-
dung und Umschulung pro Arbeitsamt8 (vgl. Tabelle 1). 

• In die Analysen wurden alle Vollzeitteilnehmer, die vor Maß-
nahmebeginn arbeitslos waren, aufgenommen, also Absol-
venten und Abbrecher, wie es auch für die Eingliederungsbi-
lanz vorgesehen ist. 

• Teilzeitteilnehmer wurden nicht einbezogen, weil sie nur ei-
nen sehr kleinen Anteil an allen FuU-Teilnehmern ausmach-
ten (5,5% im Jahre 1996 West und Ost gemeinsam) und weil
Teilzeitmaßnahmen überwiegend berufsbegleitend und ohne
Anspruch auf Unterhaltsgeld erfolgen (ca. 28% der Teilzeit-
teilnehmer 1996).

Wie verhält sich dieser Wert zu dem in § 11 SGB III ersatz-
weise verlangten Wert des Nichtverbleibs in Arbeitslosigkeit?
Wir haben es hier mit einem unteren  Wert des Verbleibs in
Arbeitslosigkeit zu tun, denn wer Lohnersatzleistungen (Ar-
beitslosengeld oder Arbeitslosenhilfe) bezieht, muß arbeits-
los gemeldet sein. 

Ebensowenig wie man bei früheren Maßnahmeteilnehmern,
die zu einem bestimmten Zeitpunkt „nicht arbeitslos gemel-
det“ sind, unterstellen kann, sie seien in Arbeit, kann man die-
se Schlußfolgerung bei den „Nichtleistungsbeziehern“ ver-
treten. Es sei deshalb noch einmal daran erinnert, daß Perso-
nen, die nach Maßnahmen der beruflichen Weiterbildung zu
den Nichtleistungsbeziehern gehören, zwar in einer sozial-
versicherungspflichtigen Beschäftigung stehen können (mit
und ohne finanzielle Unterstützung vom Arbeitsamt), daß sie
aber auch (mit oder ohne finanzielle Unterstützung vom Ar-
beitsamt) eine selbständige Tätigkeit begonnen haben kön-
nen, daß sie evtl. erneut in eine FbW-Maßnahme eingetreten
sein können, daß sie eine schulische Ausbildung, z. B. ein Stu-
dium, begonnen haben oder sich im Wehrdienst oder Zivil-
dienst befinden können, daß sie – z. B. als Hausfrau oder
Hausmann – in die „Stille Reserve“ abgegangen sein können,
oder daß sie – wie jene Teilnehmer, die keinen Anspruch mehr
auf Arbeitslosengeld bzw. Arbeitslosenhilfe haben oder gar
keinen Anspruch hatten – ohne Leistungsbezug arbeitslos ge-
meldet sein können. Bis auf die letzte Möglichkeit treffen alle
anderen auch auf jene zu, die „nicht arbeitslos gemeldet“ sind. 

Da die Förderung der beruflichen Weiterbildung zahlenmäßig
zunächst und vermutlich auch weiterhin einen großen Anteil
aller Maßnahmen der aktiven Arbeitsmarktpolitik (und damit
der Ermessensleistungen) ausmachen wird, sind die hier her-
angezogenen Daten demnach als nahezu ideal für eine mo-
dellhafte Anwendung anzusehen. 

Es liegen Daten über mehrere Jahrgänge vor, deshalb kann
auch die Frage der zeitlichen Entwicklung angegangen wer-
den, hier zunächst für die beiden Jahresergebnisse 1996 und
1995 mit einem eindeutigen Schwerpunkt allerdings auf der
Analyse der Personen, die im Jahr 1996 aus FuU-Maßnahmen
ausgetreten sind.9

3.2 Die Erklärungsvariablen 

Bisherigen Forschungsergebnissen und den daraus abgeleite-
ten Forschungshypothesen entsprechend gehen wir von zwei
Gruppen von Erklärungsvariablen aus. (1) Die Anteile von
Personen aus Risikogruppen unter den Teilnehmern pro Ar-
beitsamt (vgl. Tabelle 2). Da die Verantwortlichen in den Ar-
beitsämtern den Zugriff auf diese Merkmale haben, nennen
wir sie „Kompositionsmerkmale“. (2) Die Rahmenbedingun-
gen: Diese werden durch Merkmale der regionalen Arbeits-
marktsituation angezeigt. 

3.2.1 Anteile von Personen aus Risikogruppen – Komposi-
tionsmerkmale 

Die Strukturmerkmale der Teilnehmer (das sind die jeweili-
gen Prozentanteile über alle FuU-Maßnahmen pro Arbeits-
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8 In die Analysen gehen die ungewogenen Mittelwerte ein, die mit der multi-
plen Regressionsanalyse (SPSS) errechnet wurden, nicht jedoch die genauen
Mittelwerte auf der Basis der Individualdaten; diese werden hier in Klam-
mern ausgewiesen (nicht jedoch für die Cluster). Die Abweichungen betra-
gen in der Regel nur wenige Stellen nach dem Komma; große Einheiten, wie
z.B. Hamburg, führen dazu, daß sich der Mittelwert bei genauer Errechnung
erhöht. Eine genaue „Ermittelung“ würde die Ergebnisse nicht grundlegend
ändern.

9 Die Regionalindikatoren wurden aus Jahresergebnissen 1996 bzw.1997 er-
rechnet. Sie wurden von uns für die Analysen der Daten beider Jahre 1996
und 1995 herangezogen. Es sind die Werte, die im Erlaß zur Eingliede-
rungsbilanz für die Austritte 1998 vorgesehen sind. Dabei spielte die Über-
legung eine Rolle, daß Regionalindikatoren i.a. Auskunft über eine Situation
geben, die sich nicht sprunghaft verändert. 

Tabelle 2: Nichtleistungsbezieherquoten nach Kompositi-
onsmerkmalen 1996 und 1995 (Teilnehmer, die vor Beginn
der Vollzeit-Maßnahme arbeitslos waren, incl.Abbrecher) 
über alle Arbeitsamtsbezirke West (n = 141; ohne Berlin)
in Prozent 

Personenmerkmale 1995 1996

Insgesamt 67,6 65,0

• Geschlecht
Männer 64,5 61,5
Frauen 72,2 70,1

• Alter
bis unter 25 Jahre 76,3 73,9
25 bis unter 35 71,3 69,0
35 bis unter 45 66,2 64,1
45 und älter 56,3 53,1

• Staatsangehörigkeit
Deutsche (ohne Aussiedler) 65,3 62,1
Aussiedler 87,7 88,2
Ausländer 64,3 61,1

• Schulbildung 
Ohne Hauptschulabschluß 58,0 55,6
Mit Hauptschulabschluß 65,8 62,7
Mittlere Reife 71,8 69,3
Abitur 74,5 73,0

• Berufsausbildung
Ohne Berufsausbildung 65,2 62,9
Mit betrieblicher Berufsausbildung 67,6 64,2
Mit schulischer Berufsausbildung 73,4 72,4

• Stellung im Beruf vor Maßnahmebeginn
Angestellte 68,4 65,6
Facharbeiter 68,3 65,3
Nichtfacharbeiter 64,1 61,1
Sonstiger Erwerbsstatus 76,6 75,3

• Dauer der Arbeitslosigkeit vor der Maßnahme
Bis unter 6 Monate 73,6 71,3
6 bis unter 12 Monate 67,8 64,9
12 Monate und mehr 54,9 50,0

Die fett hervorgehobenen Ausprägungen wurden in Form von Dummy-Varia-
blen in die Analysen einbezogen.



amt, die „Kompositionsmerkmale“; vgl. Tabelle 3) und die
„Art der Maßnahme“ wurden auf der Basis der Daten aus der
St3510 errechnet. Die Arbeitsamtsbezirke weisen eine sehr
unterschiedliche Teilnehmerstruktur auf. Tabelle 3 enthält die
Mittelwerte sowie die Minimal- und die Maximal-Werte pro
Merkmal jener Variablen, die in der FuU-Statistik enthalten
sind und die in die Analyse eingehen (neue und alte Bundes-
länder 1996 und 1995). Zum einen fallen die erheblichen Un-
terschiede zwischen den alten und den neuen Bundesländern
auf, insbesondere beim Aussiedleranteil in den Maßnahmen
pro Arbeitsamtsbezirk. Das liegt daran, daß es in den neuen
Bundesländern sehr viel weniger Personen aus diesen Grup-
pen gibt, weshalb auch deren Anteil wesentlich geringer aus-
fallen muß. Weiter fällt auf – was jedoch ebenfalls bereits be-
kannt ist –, daß der Frauenanteil an den Maßnahmen der Ar-
beitsämter in den neuen Bundesländern wesentlich höher ist.
In der z.T. erheblichen Spannbreite in der Ausgestaltung der
Maßnahmen nach der Zusammensetzung der Teilnehmer zwi-
schen den Arbeitsamtsbezirken in West und Ost11 spiegelt
sich z.T. auch die Bestandsstruktur der Arbeitslosigkeit in der
jeweiligen Region wider. Sie ist zudem teilweise durch bran-

chenkonjunkturelle und branchenstrukturelle Gegebenheiten
des lokalen und regionalen Arbeitsmarktes bedingt. 

Folgende Variablen wurden in Auswertungen einbezogen, ei-
nige wurden transformiert, da sie in untransformierter Form
zum Teil gravierend von einer annähernden Normalverteilung
abwichen.12

• Männeranteil (Geschlechtsproportion)
• Anteil der Aussiedler*
• Anteil der Personen im Alter von 45 Jahren oder älter
• Anteil der Personen ohne Hauptschulabschluß* 
• Anteil der Personen ohne abgeschlossene berufliche Aus-

bildung
• Anteil der Personen, die zuletzt als Nichtfacharbeiter

(„Hilfsarbeiter“) beschäftigt waren 
• Anteil der Personen, die vor Beginn der Maßnahme bereits

12 oder mehr Monate arbeitslos waren: „Langzeitarbeits-
lose“* 

• Anteil der Personen in einer Fortbildungsmaßnahme*13

3.2.2 Rahmenbedingungen – Indikatoren der regionalen
Arbeitsmarktsituation

Wir sind zunächst von den Clustern ausgegangen, die Hir-
schenauer (1999) ermittelt hat. Es sind deskriptive Zusam-
menfassungen von jenen Arbeitsamtsbezirken zu übergrei-
fenden Gruppen (Clustern), die aufgrund der Ähnlichkeit ih-
rer Werte auf verschiedenen Indikatoren der Arbeitsmarktsi-
tuation und eines Kalküls zusammengehören. Die Zu-
gehörigkeit zu einem Cluster besagt, daß die das Cluster kon-
stituierenden Elemente (Arbeitsamtsbezirke) mehr Gemein-
samkeiten aufweisen, als es in anderen Zusammenstellungen
unter anderen realen geographisch-regionalen Gesichtspunk-
ten der Fall wäre (vgl. Hirschenauer 1999). Für diese Analy-
sen wurden Mittelwerte des Nichtverbleibs pro Cluster er-
rechnet und einbezogen (vgl. unten Kap. 4). 

Zur Erfassung der Rahmenbedingungen werden alternativ
alle Einzelwerte der Regionalindikatoren verwendet, die Hir-
schenauer in Form von definierten Variablen zur Erstellung
der Cluster ähnlicher Arbeitsmarktsituationen herangezogen
hat. Sie sind im Eingliederungserlaß ausgewiesen14. Dabei
geht es um folgende Merkmale bzw. Einzelvariablen (vgl.
Hirschenauer 1999)15: 
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Tabelle 3: Prozentanteile der FuU-Teilnehmer 1995 und 1996 (Teilnehmer, die vor Beginn der Vollzeit-Maßnahme ar-
beitslos waren, incl. Abbrecher) nach Kompositionsmerkmalen (Durchschnittswertea sowie Minimal- und Maximal-Wer-
te) alte und neue Bundesländer (ohne Berlin) und Berlin

West 1995 West 1996 Ost 1995 Ost 1996 Berlin Berlin
(n = 236 901) (n = 276 828) (n = 208 505) (n = 193 363) 1995 1996

Anteil Mittel- Min Max Mittel- Min Max Mittel- Min Max Mittel- Min Max n = n =
wert wert wert wert 23978 23126

Kompositionsmerkmale
Männeranteil 60,1 46,2 69,1 59,6 44,5 72,0 37,9 22,7 45,0 34,6 23,0 44,0 46,4 50,5
Aussiedleranteil1 10,8 0,6 45,6 11,6 0,2 47,9 0,5 0,0 1,3 0,7 0,0 2,8 1,4 1,8
Anteil der Älteren (45 Jahre oder älter) 18,0 9,7 35,1 19,1 10,0 34,6 24,5 15,9 36,2 26,4 18,7 40,7 22,9 23,3
Anteil der Personen ohne Hauptschulabschluß1 9,1 1,7 27,4 9,3 1,8 32,0 5,1 1,9 9,1 5,1 1,9 10,8 6,5 7,0
Anteil der Personen ohne abgeschlossene Berufsausbildung 37,5 23,1 50,5 39,9 24,6 54,7 11,4 5,2 17,9 11,5 5,9 19,7 23,7 25,5
Anteil der Personen, die zuletzt als Nichtfacharbeiter tätig waren 36,9 18,1 59,7 37,6 17,9 57,7 22,6 9,0 42,2 25,1 12,2 48,2 21,2 21,3
Anteil der langzeitarbeitslosen Personen (12 Monate oder mehr)2 25,2 10,9 39,0 23,2 7,6 36,6 34,1 23,8 48,8 32,8 22,9 43,3 29,3 26,8
Anteil der Personen in Fortbildungsmaßnahmen3 84,3 69,8 96,8 84,0 63,6 97,4 73,1 61,7 82,4 76,0 65,3 83,7 78,2 80,1

a Die Durchschnittswerte über alle einbezogenen Ämter errechnet.
1 Die Variablen wurden wegen der Verteilungsform für 1995 und 1996 West transformiert.
2 Die Variablen wurden wegen der Verteilungsform für 1996 West transformiert.

10 St35: „Statistik der Bundesanstalt für Arbeit über die Teilnehmer an Maß-
nahmen zur beruflichen Fortbildung und Umschulung, betrieblicher Ein-
arbeitung und an Deutsch-Sprachlehrgängen“.

11 Tabellarisch nicht ausgewiesen.
12 Bei den mit * versehenen Variablen lagen z. T. relativ stark schiefe Vertei-

lungen vor; sie wurden deshalb Transformationen unterzogen. Nach dem
Test von Kolmogoroff-Smirnov kann danach bei allen Variablen, soweit Aus-
nahmen nicht angemerkt sind, davon ausgegangen werden, daß die Variablen
annähernd normalverteilt sind; die Nullhypothese, die besagt, daß die bei-
den Verteilungen unterschiedlichen Grundgesamtheiten entstammen, kann
zurückgewiesen werden. In den Ergebnistabellen wird ggf. auf vorgenom-
mene Transformationen hingewiesen. 

13 Da sich in Untersuchungen auf individueller Grundlage regelmäßig auch die
Art der Maßnahmen (Umschulungen oder Fortbildungen) als wichtig für die
Unterschiede in der Eingliederung erwiesen haben, wird der Anteil der Per-
sonen in Umschulungs- bzw. Fortbildungsmaßnahmen hinzugezogen. Va-
riablen, die in der Diskussion gelegentlich eine Rolle spielen, wie die Qua-
lität der Weiterbildung oder der Qualifikationsbedarf sind nicht verfügbar.
Der Wert ergänzt sich mit dem Anteil der Personen in Umschulungsmaß-
nahmen zu 100 Prozent.

14 Versuchsweise haben wir auch die von Rudolph (1998) veröffentlichten
Quoten der Langzeitarbeitslosen pro Arbeitsamtsbezirk in die Schätzungen
einbezogen. Da sich zeigte, daß dieses Merkmal mit den von Hirschenauer
einbezogenen Merkmalen hoch korreliert war und keinen weiteren Er-
klärungsbeitrag lieferte, haben wir auf die Verwendung mit Blick auf den
quasi offiziellen Status der Regionalwerte von Hirschenauer (1999) ver-
zichtet. 

15 Der Versuch, durch Transformation eine annähernde Normalisierung der
Regionalvariablen zu erreichen, gelingt nur bei der „Bevölkerungsdichte“
für die neuen Bundesländer.



• Clustermittelwerte des Nichtverbleibs im Leistungsbezug
• Einwohnerdichte 1996 
• Beschäftigtenanteil im tertiären Sektor 1997
• Unterbeschäftigungsquote 1997
• Arbeitslosigkeitsdauer 1997
• Einstellungsrate im Zeitraum Juli 1996 bis Juni 1997
• Beschäftigungsentwicklung im Zeitraum Juli 1996 bis Juni

1997

4 Methodischer Ansatz

Wir haben es mit zwei Problemen zu tun. Das erste Problem
besteht darin, daß wir nur auf den ersten Blick schon die Er-
gebnisse, die von den Ämtern erreicht wurden, miteinander
vergleichen können. Fachleute wissen, daß die Bruttowerte in
Form der Nichtleistungsbezieherquoten erst „vergleichbar“
gemacht werden müssen, etwa indem man die Arbeitsmarkt-
situation und die Zusammensetzung der Teilnehmer an den
Maßnahmen in die Betrachtung einbezieht. Die erste Frage
lautet deshalb: Was war unter den gegebenen Bedingungen
denn zu erwarten? Damit wird es wichtig, einen Referenzwert
zu erhalten, an dem man den Bruttowert anlegen und Abwei-
chungen ermitteln kann. 

Das zweite Problem ist dann, daß nicht jede Abweichung von
einem erwarteten Wert schon Aufmerksamkeit verdient. Die
zweite Frage lautet also: Ab welcher Größenordnung von Ab-
weichungen ist es angebracht, sich evtl. auf weitere „Ursa-
chen“suche zu begeben? Denn im Feld statistischer Analysen,
auf dem wir uns bewegen, ist immer auch mit Ausschlägen zu
rechnen, die jedoch üblicherweise großenteils als in einem de-
finierten Bereich von Zufallsschwankungen liegend angese-
hen werden. 

Um die Abweichungen der Verbleibsquoten der einzelnen
Ämter vom Vergleichsgruppenmittelwert zu erklären, ist die
statistische Methode der Wahl die multiple Regressionsana-
lyse. Durch eine lineare Kombination der unabhängigen Va-
riablen ist die Abweichung der Einzelwerte der Nichtver-
bleibsquote pro Arbeitsamtsbezirk vom Gesamtmittelwert
(z.B. alle Westämter) zu minimieren. Wenn sich alle Abwei-
chungen vom Mittelwert allein aus den Variablen der Teil-
nehmerkompositon erklären ließen, so wären in diesem Ex-
tremfall die Abweichungen gleich Null. Ist dies nicht der Fall,
so ergeben sich mehr oder weniger große Residuen zwischen
den erwarteten und den erreichten Werten. 

Die Schätzgleichung für die Koeffizienten im linearen Mo-
dell lautet: 

(1) y‘ = b‘0 + b‘1.x1 + b‘2.x2 + ... + b‘n.xn.

Aufgrund dieser Gleichung werden die erwarteten Werte ge-
schätzt und die Abweichungen (Residuen) der beobachteten
Werte (y) von den geschätzten, d.h. den auf  Basis des Mo-
dells erwarteten Werten (y‘) ermittelt: y – y‘. 

Welche Variablen sollen in das Modell aufgenommen wer-
den? Dies geschieht einerseits aufgrund der Überlegungen,

die Gesetzgeber und Erlaßgeber ihren Ausführungen und
Operationalisierungen zugrunde gelegt haben. Diese lassen
sich so rekonstruieren, daß sich für die Analyse drei große
Schritte ergeben. Zunächst werden solche Modelle ange-
wandt, die möglichst nahe an die Implikationen des Gesetz-
gebers in §11 SGB III heranreichen. Zum anderen gehen die
empirisch gesicherten Erfahrungen aus anderen Untersu-
chungen sowie Ableitungen aus theoretischen Argumenten in
die Auswahl der Variablen und der Modelle ein. Schließlich
bleibt auch ein Teil an explorativer Datenanalyse übrig.  

4.1 Das „strikte Gesetzesmodell“ 

a. Der Gesetzgeber hat in § 11 SGB III implizit auch ein sta-
tistisches Modell dargestellt, das durch den Eingliederungs-
erlaß z.T. expliziert wurde, indem neben dem gesonderten
Ausweis der Ergebnisse für Frauen, die „besonders förde-
rungsbedürftigen Personengruppen“, insbesondere Ältere
und Langzeitarbeitslose (vgl. Eingliederungserlaß, Tabelle 6,
III. Spalten 4-6) hervorgehoben werden.16 Die erste Version
umfaßt die Variablen Geschlecht (Männeranteil), Alters-
gruppe (Anteil der Älteren über 45 Jahre) und Langzeit-
arbeitslose (Anteil der 12 Monate oder länger arbeitslosen
Personen). Die weiterhin aufgeführten Variablen Anteil der
Berufsrückkehrer(innen) und Anteil der Schwerbehinderten
stehen nicht zur Verfügung. Das Merkmal Berufsrückkeh-
rer/in trifft faktisch nur auf Frauen zu, macht aber auch unter
den Vollzeit-Teilnehmerinnen nur wenige Prozente (unter
3%) aus. Schwerbehinderte Personen sind im bisher verfüg-
baren Datenmaterial (St35) nicht identifizierbar, deshalb kön-
nen diese Variablen nicht einbezogen werden. Es ist zudem
anzunehmen, daß wegen der vermutlich absolut geringen An-
zahl von Schwerbehinderten in Maßnahmen der beruflichen
Weiterbildung ein Einfluß dieser Variablen kaum nachweis-
bar wäre. Als notwendig erweist sich aufgrund der Einzel-
korrelationen, den Aussiedleranteil in die Analyse einzube-
ziehen.

b. Die regionale Arbeitsmarktsituation wird durch die Vorga-
be der Clusterwerte einbezogen; explizit geschieht dies durch
eine Simulation, indem für jeden Arbeitsamtsbezirk der
Durchschnittswert des Verbleibs pro Regionencluster einge-
setzt wird.17 Dadurch wird ernst genommen, was durch die
Aufnahme der Cluster in den Erlaß quasi unterstellt wurde:
daß die Arbeitsmarktsituation innerhalb der Cluster in etwa
die gleiche ist. 

c. Im Erlaß wurde die Tabellenvorlage gewählt. Dadurch wird
impliziert, daß es keine statistischen Interaktionen zwischen
den beiden Gruppen von Erklärungsvariablen, Komposi-
tions- und Regionalmerkmalen, gibt oder sich bemerkbar
machen. Denn diese kann man nicht in Tabellenform erfas-
sen18. Läßt sich jedoch nachweisen, daß es solche Interaktio-
nen im statistischen Sinne gibt, so könnte das ein Hinweis dar-
auf sein, daß der einfache statistische Nachweis dem selbst
gesetzten Anspruch nicht entspricht19. In diesem Sinne wird
das einfache Gesetzesmodell außer um den Aussiedleranteil
auch um einen Interaktionsterm erweitert. Zur Ermittlung der
statistischen Interaktionen wird die Schätzgleichung (1) im
linearen Modell um einen multiplikativen Term erweitert:

(2) y‘ = b‘0 + b‘1.x1 + b‘2.x2 + b‘3 x1.x2 + ... + b‘n.xn. 

4.2 Das „erweiterte Gesetzesmodell“

Implizit ist im Erlaß zur Eingliederungsbilanz eine zweite
Modellgruppe enthalten, da auch die einzelnen Regionalwerte
abgedruckt wurden. Die Modellgruppe umfaßt außer den im
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16 Eine nach Männern und Frauen getrennte Analyse bietet sich bei der von
uns vorgenommenen Analyse auf Aggregatdatenbasis nicht an.

17 Diese Interpretation des Gesetzes und die darauf gründende Analyseidee
verdanken wir Lutz Bellmann.

18 Den Hinweis auf diesen Bestandteil der Logik des Gesetzesmodells ver-
danken wir Michael Zängle. 

19 Vgl. hierzu die Ausführungen zum „Haupteffektmodell“ im Zusammen-
hang des statistischen Monitorings bei Zängle und Trampusch (1997,
S. 317).



Gesetz aufgeführten Merkmalen der Teilnehmerzusammen-
setzung die einzelnen Regionalwerte in der Ausprägung, die
diese für den jeweiligen Arbeitsamtsbezirk im Jahre 1996/7
annahmen. Die für jeden Arbeitsamtsbezirk zutreffenden Ein-
zelwerte gehen nun in die Analyse ein. Auch hier ist dem mög-
lichen Einfluß statistischer Interaktionen zwischen und in-
nerhalb der beiden Gruppen von Determinanten nachzuge-
hen. Die Aussiedleranteile werden ebenfalls wieder einbezo-
gen.

4.3 Das „ausführliche Modell“

Anschließend wird in explorativer Absicht eine Modellierung
über die bisher erwähnten Variablen hinaus vorgenommen.
Alle vorhandenen Variablen werden in ihrer Erklärungskraft
auf die abhängige Variable „Nichtleistungsbezieherquote“

(gemeinsam) getestet. Es gehen außer den einzelnen Regio-
nalmerkmalen alle weiteren Variablen ein, die im Datenmate-
rial der FuU- bzw. FbW-Statistik (St35) enthalten sind und der
Datenanalyse unterworfen werden können. Das sind die An-
teile an Personen ohne Hauptschulabschluß, an Personen ohne
abgeschlossene Berufsausbildung und an Personen, die zu-
letzt als „Hilfsarbeiter“ bzw. „Nichtfacharbeiter“ beschäftigt
waren. Das sind Variablen, für die aufgrund von Ableitungen
aus Humankapitaltheorien mit besonderen Verbleibsrisiken
zu rechnen ist, die auch in empirischen Analysen belegt sind.
Von Variablen der Maßnahmeauswahl wird nur der Anteil der
Personen in Fortbildungsmaßnahmen vs. Umschulungen be-
rücksichtigt.20

Begrenzungen der Analysemöglichkeiten liegen darin, daß es
sich – statistisch gesehen – nur um eine relativ geringe Zahl
von „Fällen“ handelt („Ämter“ West ohne Berlin: 141; Ost
ohne Berlin: 34). Außerdem sind die vorhandenen und somit
verwendbaren Kategorien noch sehr grob. 

5 Ergebnisse 

5.1 Die Ausgangssituation 

Die für die Arbeitsamtsbezirke aggregierten Ergebnisse aus
den verschiedenen FuU-Maßnahmen (vgl. Tabelle 1) streuen
in einem relativ weiten Bereich um den Mittelwert aller Ar-
beitsämter in den alten bzw. den neuen Bundesländern, um
den Mittelwert in den jeweiligen Landesarbeitsamtsbezirken
und um die Cluster-Mittelwerte. Tabelle 1 enthält diese un-
terschiedlichen Nichtleistungsbezieherquoten21 nach Lan-
desarbeitsamtsbezirken, unterteilt nach den alten und den
neuen Bundesländern.22

192 MittAB 2/99

Tabelle 4: Interkorrelationen der Prädiktoren (Kompositionsmerkmale und Regionalindikatoren) und Korrelationen mit
der Nichtleistungsbezieherquote 1996 (Teilnehmer, die vor Beginn der Vollzeit-Maßnahme arbeitslos waren, incl. Abbre-
cher) über alle Arbeitsamtsbezirke West (n = 141; ohne Berlin)

Nichtleistungsbezieher- 1. 2. 3. 4. 5. 6. 7. 8. 9. 10. 11. 12. 13.
quote 1996

Kompositionsmerkmale
1. Männeranteil -0,281 1
2. Anteil der Personen mit 45 -0,070 -0,273 1
und älter
3. Anteil der ein Jahr oder 0,518 -0,353 0,236 1
länger (Langzeit) Arbeits-
losen*
4. Aussiedleranteil* 0,509 -0,066 -0,363 0,099 1
Regionalindikatoren
5. Einwohnerdichte -0,248 0,236 -0,092 -0,330 -0,330 1
6. Beschäftigtenanteil im -0,180 0,273 0,030 -0,281 -0,292 0,361 1
tertiären Sektor
7. Unterbeschäftigungsquote -0,374 0,270 -0,603 -0,603 0,060 0,392 0,306 1
8. Arbeitslosigkeitsdauer -0,395 0,228 -0,381 -0,667 -0,115 0,556 0,220 0,664 1
9. Einstellungsrate 0,016 0,149 0,071 0,018 -0,247 0,095 0,608 0,209 -0,180 1
10. Beschäftigungsentwicklung 0,322 0,066 -0,065 0,090 0,056 -0,010 0,029 -0,237 -0,101 0,191 1
Interaktionsterme 
11. Anteil der Älteren x Anteil 0,179 -0,139 -0,130 0,512 -0,011 0,182 -0,080 -0,043 0,258 -0,188 0,003 1
der Langzeitarbeitslosen
12. Anteil der Älteren x -0,512 -0,025 0,422 -0,450 -0,279 0,310 0,367 0,434 0,304 0,266 -0,344 -0,232 1
Unterbeschäftigungsquote
13. Anteil der -0,507 0,118 0,505 -0,681 -0,337 0,210 0,258 0,058 0,291 0,008 -0,108 -0,468 0,678 1
Langzeitarbeitslosen x
Arbeitslosigkeitsdauer

* transformierte Variable

20 Merkmale wie Maßnahmeabbruch wegen Arbeitsaufnahme etc. wurden
nicht aufgenommen, da sie kaum zu den beeinflußbaren Kompositions-
merkmalen gehören (vgl. Blaschke u.a. 1997). 

21 Die Verteilung der Verbleibsquoten um den über alle Arbeitsamtsbezirke in
Ost und West insgesamt errechneten Gesamtmittelwert ist deutlich zwei-
gipflig. Wir haben es also mit zwei unterschiedlichen Grundgesamtheiten
zu tun, den Ämtern der alten und den Ämtern der neuen Bundesländer. Bei
den Bruttoquoten der Nichtleistungsbezieher Ost und West 1996 gab es kei-
ne Überschneidung. Im Jahre 1995 war allerdings eine gewisse Über-
schneidung der beiden Verteilungen festzustellen, d.h. die Ämter mit den
besten Werten im Osten waren etwas besser als die Ämter mit den schlech-
testen Werten im Westen. Aufgrund der Inspektion wurde entschieden, die
Analysen für die neuen und die alten Bundesländer getrennt durchzuführen.
Wegen der statistisch bedenklich geringen Zahl von Ämtern in den neuen
Bundesländern wird die Analyse in der Hauptsache jedoch für die Ämter in
den alten Bundesländern durchgeführt.

22 Die entsprechenden Nichtleistungsbezieherquoten werden nicht gesondert
nach Arbeitsamtsbezirken ausgewiesen, da es hier nur um eine beispielhaf-
te Darstellung anhand von älterem Material geht.



5.2 Einzelkorrelationen 

In den einfachen Korrelationen (vgl. Tabelle 4) zeigen sich
bereits die vermuteten Abhängigkeiten zwischen den Er-
klärungsvariablen und der Nichtleistungsbezieherquote. Von
den im Gesetz genannten Variablen der personellen Zusam-
mensetzung der Maßnahmen erreicht der Anteil der Lang-
zeitarbeitslosen (mit r xy .518; r 2 = 26,8%)23 sowie der Anteil
der Männer (mit r xy -.281) substantielle Korrelationen mit der
unabhängigen Variablen Nichtleistungsbezieheranteil. Der
Älterenanteil hingegen erbringt keine substantielle Korrela-
tion, lediglich deren Richtung (das Vorzeichen) stimmt mit
der Erwartung überein. Ein weiterer Zusammenhang scheint
auf: der unerwartet hohe Zusammenhang zwischen dem Aus-
siedleranteil 24 und der Nichtleistungsbezieherquote (mit
r xy .509, r 2=25,9%).

Univariat betrachtet ist die Nichtleistungsbezieherquote um
so höher, je niedriger der Anteil der Männer und – unter Be-
obachtung der Polung der Variablen – je niedriger der Anteil
der Langzeitarbeitslosen unter den Teilnehmern pro Amt ist 25,
außerdem je höher der Anteil der Aussiedler an den Maßnah-
meteilnehmern und je niedriger der Anteil der Personen ohne
Hauptschulabschluß ist. In ähnlicher Weise gibt es Zusam-
menhänge zwischen den Variablen der Arbeitsmarktsituation.
Einfache Korrelationen über 0.5 ergeben sich zwischen der
Arbeitslosigkeitsdauer mit der Einwohnerdichte und der Un-
terbeschäftigungsquote, außerdem zwischen der Einstel-
lungsrate und der Beschäftigung im tertiären Bereich. 

Die Interkorrelationen der beiden Gruppen der Erklärungs-
variablen deuten die erwähnten Zusammenhänge in der Rea-
lität der Arbeitsmarktbezirke an. Sie belegen substantielle
Korrelationen, die größer als 0.5 sind und damit mindestens
25% gemeinsamer Varianz abdecken. Es handelt sich um die
Korrelation zwischen dem Anteil der Langzeitarbeitslosen
und der durchschnittlichen Dauer der abgeschlossenen Ar-
beitslosigkeit (-.667, d.h. ca. 44% gemeinsame Varianz) und

der Unterbeschäftigungsquote (-.603, ca. 36%) sowie zwi-
schen dem Älterenanteil und der Unterbeschäftigungsquote
(-.603, ca. 36%). Der Anteil an Langzeitarbeitslosen in Maß-
nahmen ist also tendenziell in jenen Arbeitsamtsbezirken am
höchsten, in denen die Arbeitslosigkeit länger dauert bzw. die
Unterbeschäftigung besonders hoch ist. Daß es hier gewisse,
wenn auch nicht eindeutige Zusammenhänge zwischen der
Arbeitsmarktsituation, wie sie sich in solchen Regionalvaria-
blen niederschlägt, und den Maßnahmen bzw. deren Kompo-
sition gibt, wurde bereits empirisch nachgewiesen (vgl.
Deeke/Seifert 1981; Schmid 1983). Wir fangen sie, so weit es
in dem durch die Fallzahl begrenzten Feld möglich ist, in den
Modellen mit Interaktionstermen ein. 

Es ist also von gewissen in der Realität gegebenen Zusam-
menhängen zwischen den Ausprägungen der Regionalmerk-
male und der Komposition der Maßnahmen in den Ämtern
auszugehen26. Diese Variablen können sich gelegentlich in
multivariaten Zusammenhängen gegenseitig ersetzen, da sie
im Ausmaß der Korrelation redundante Indikatoren sind. 

5.3 Multiple Regression – Ergebnisse der Modelle 

5.3.1 Das „strikte Gesetzesmodell“ und einfache Modifika-
tionen 

Modell 1.1: In dieses Modell gehen nur die im Einführungs-
erlaß vorgesehenen Variablen ein: Anteil der Männer, Anteil
der Älteren, Anteil der Langzeitarbeitslosen (transformiert)
und die Regionalvariable Clustermittelwert. Das Ergebnis der
multivariaten Analyse zur simultanen „Wirkung“ dieser Va-
riablen ist in Tabelle 5 festgehalten. Der Erklärungsbeitrag
dieser drei Variablen der Teilnehmerzusammensetzung und
dem Clustermittelwert im Modell 1.1 liegt bei 41% der Vari-
anz. 

Modell 1.2: Dieses Modell geht über das Modell 1.1 in dem
Punkt hinaus, daß die aus der Inspektion der einfachen Kor-
relationen der Variablen mit dem abhängigen Merkmal
„Nichtleistungsbezieherquote“ gewonnene Erkenntnis über
einen starken Zusammenhang dieses Ergebnisses mit dem
Aussiedleranteil in den Maßnahmen der Ämter (vgl. Tabelle
4) einbezogen wird. Der Erklärungsbeitrag des Modells er-
höht sich dadurch auf fast 53%. 

Modell 1.3: Dieses Modell geht in einem weiteren Punkt über
Modell 1.1 hinaus. Hier ist der Anteil der Langzeitarbeits-
losen – als das am stärksten erklärungsträchtige Einzelmerk-
mal – und der Clustermittelwert aufgrund der hohen Inter-
korrelation zu einem Interaktionsterm verarbeitet worden. Es
zeigt sich, daß die neu gebildete Interaktionsvariable den
höchsten einzelnen Erklärungswert beisteuert. Das führt
dazu, daß die bisher in der Erklärungskraft führende Variable
Anteil der Langzeitarbeitslosen (der Haupteffekt) keine Sig-
nifikanz mehr erreicht. Der andere Haupteffekt, aus dem die
Interaktionsvariable gespeist wird, der Clustermittelwert, lei-
stet weiterhin einen beträchtlichen Beitrag zur Varianzauf-
klärung. Durch dieses Modell 1.3 wird der Gesamter-
klärungsbeitrag jedoch nur noch geringfügig angehoben. 

Modell 1.4: Gegenüber dem Modell 1.3 wurde hier die Sig-
nifikanzgrenze auf die konventionellen Werte27 gesenkt. Da-
durch werden bestimmte Variablen aus Modell 1.3, die dort
durch ihre über .05 liegenden Signifikanzwerte auffallen,
nicht berücksichtigt. Der Anteil an erklärter Varianz liegt ge-
genüber Modell 1.3 niedriger. Mit drei signifikanten Einflüs-
sen (Aussiederanteil, Langzeitarbeitslosenanteil und Cluster-
mittelwert) handelt es sich um ein sparsames Modell. Dieses
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23 Durch Transformation ist bei diesem Wert die Polung umgekehrt worden! 
24 Zum Aussiedleranteil: Es ist nicht anzunehmen, daß die meisten Aussied-

ler in Arbeit abgegangen sind oder sich aus der Arbeitslosigkeit einfach ab-
meldeten. Das Ergebnis muß mit anderen Gegebenheiten zu tun haben.
Spätaussiedler, die neu zuwanderten, hatten seit dem 1. Februar 1994 (§ 62a
AFG) nur noch Anspruch auf Eingliederungshilfe für längstens 156 Tage.
Es ist deshalb anzunehmen, daß ein Teil der Aussiedler, die sich arbeitslos
melden und Ansprüche haben, zu jenen gehört, die schon etwas länger in
Deutschland leben und nach einer Zeit der Erwerbstätigkeit arbeitslos ge-
worden waren. Aus dieser Situation heraus war ihnen eine FuU-Maßnahme
zuerkannt worden. Andere Aussiedler, die erst kurz zuvor zugewandert wa-
ren, hatten solche Ansprüche nicht, da sie durch die Maßnahme selbst kei-
nen Anspruch mehr erwerben konnten. Inwieweit dies zutrifft bzw. inwie-
weit es sich einfach um neu zugewanderte Aussiedler handelt, die im An-
schluß an einen Sprachkurs z.T. mit Hilfe der damals noch sog. „AFG-plus-
Förderung“ (Deeke u.a. 1999) bereits an FuU-Maßnahmen teilnehmen
konnten, ist nicht mit Sicherheit auszumachen. Interessant ist dieses Er-
gebnis in unserem Zusammenhang vor allem deshalb, weil es auf unvor-
hergesehene Abweichungen aufmerksam machte, die unter anderen Um-
ständen durchaus auch einmal wieder auftauchen können und die Ergeb-
nisse dann unerkannt beeinflussen.

25 Die Merkmale, mit denen die personelle Komposition der Teilnehmer-
struktur erfaßt wird, sind untereinander z.T. relativ hoch korreliert. Inhalt-
lich ausgedrückt: Beispielsweise sind unter den Personen, die keinen re-
gulären Schulabschluß auf der Hauptschule erreicht haben, auch viele, die
keine Berufsausbildung abgeschlossen haben, oder die zuletzt als Nicht-
facharbeiter gearbeitet haben. Ein solches „Syndrom“ an Risikofaktoren ist
seit längerer Zeit bekannt. Die beiden weiteren bekannten Risikofaktoren,
nämlich das höhere Lebensalter (hier 45 Jahre oder älter) und die Lang-
zeitarbeitslosigkeit (mindestens ein Jahr), korrelieren ebenfalls miteinan-
der, aber durch unterschiedliche Behandlung am Arbeitsmarkt handelt es
sich anscheinend doch um Merkmale, die nicht nur mit dem erstgenannten
Syndrom zusammenhängen.

26 Vgl. § 7 Abs. 3 SGB III, wo von der „angemessenen“ Berücksichtigung von
besonders förderungsbedürftigen Personengruppen die Rede ist.

27 pin .05, pout .10.



Modell wird deshalb in die weitere Auswertung einbezogen;
es könnte als Bestätigung des Tabellenmodells des Erlaßge-
bers gelten, da der Interaktionsterm keinen signifikanten Wert
erreicht. In der Struktur der signifikanten Variablen ähnelt es
weitgehend dem Modell für das Vergleichsjahr 1995 (Tabel-
le 5, Spalte 5).

Bei den 141 Ämtern der alten Bundesländer werden also gut
50% der Varianz um den Mittelwert (R2) der Quote der Nicht-
leistungsbezieher pro Amtsbezirk durch diese Modellgruppe
erklärt, allerdings nur wenn der Aussiedleranteil einbezogen
wird. 

Ein Problem liegt in dieser Modellklasse in der Verwendung
des Clustermittelwertes, der allerdings durch die Formulie-
rung im Eingliederungserlaß nahegelegt ist. Hier geht der
Clustermittelwert als Indikator bzw. als unabhängige Variable
der regionalen Arbeitsmarktsituation in die Schätzung ein.
Diese Variable variiert nur zwischen, nicht aber innerhalb der
Cluster. Ihr Einfluß ist schwer anschaulich darzustellen, weil
die Cluster durch die mittleren Quoten der Nichtleistungsbe-
zieher präsentiert werden. Man kann also sagen, daß es einen
Einfluß der regionalen Arbeitsmarktsituation gibt, die in der
Form des für den Cluster ermittelten durchschnittlichen Ver-
bleibswertes dargestellt ist. Je höher bzw. günstiger diese mitt-
lere Quote der Nichtleistungsbezieher im betreffenden Clu-
ster ist, desto günstiger auch die Einzelwerte der Ämter im
Cluster, ein im wesentlichen tautologisches Ergebnis, das al-
lerdings auf der Clusterung beruht, in die alle sechs einzelnen
Regionalmerkmale eingingen. Mit Blick auf Modell 1.3 ist
auch anzunehmen, daß das Problem der statistischen Interak-
tion zwischen den beiden Gruppen der unabhängigen Varia-
blen zumindest latent vorhanden ist. 

Ein spezielles Problem dieses Ansatzes wird deutlich, wenn
man die Verteilungsform dieser Variablen inspiziert. Sie sind
nicht „annähernd normalverteilt“, d.h. daß hier mit artifiziel-
len Effekten zu rechnen ist. Die ungünstige Verteilung der
Werte über die Arbeitsamtsbezirke, die sich durch die unter-

schiedliche Besetzungsdichte der Cluster ergibt, verstärkt
sich noch, wenn man diese Cluster für das Jahr 1995 zugrun-
de legt. Wir möchten vermuten, daß es ähnliche Probleme
auch für den Zeitraum des ersten Ernsteinsatzes geben könn-
te. Es werden ja die Werte des Jahres 1996/97 für die Aus-
wertung der Ergebnisse der Austritte 1998 herangezogen, wo
viele der Personen noch hauptsächlich im Jahre 1999 auf Ar-
beitsuche waren. 

Das Interesse, das mit der Analyse verfolgt wird, liegt zwar in
erster Linie in der Aufklärung der Varianz der abhängigen Va-
riablen, der Nichtleistungsbezieherquote, aber daneben auf
den Veränderungen der Ausgangsreihenfolge, die auf der
Grundlage der geschätzten Residuen möglich wird. Bevor wir
uns diesen Ergebnissen zuwenden, sollen zunächst noch die
Ergebnisse der beiden weiteren Modelle dargestellt werden
(vgl. Tabelle 6).

5.3.2 Das „erweiterte Gesetzesmodell“ mit den einzelnen
Regionalindikatoren und Modifikationen 

Modell 2.1: Die Kompositionsmerkmale (einschließlich der
Aussiedleranteile) sind die gleichen wie im strikten Geset-
zesmodell, es sind hier jedoch alle einzelnen Regionalindika-
toren in die Schätzung einbezogen. Unter weniger strengen
Signifikanzvorgaben erklärt das Modell 2.1 62,9% der Vari-
anz, wobei der Aussiedleranteil und das Regionalmerkmal
Unterbeschäftigungsquote mit standardisierten Betawerten
um 0.5 die Haupterklärungsträger sind. 

Modell 2.2: Unter strengeren Sigifikanz-Vorgaben geht der
Anteil erklärter Varianz auf 55,9% zurück. Von den Kompo-
sitionsmerkmalen fällt der Anteil der Älteren heraus, die Er-
klärungskraft (in Betawerten gemessen) des Aussiedleranteils
und des Langzeitarbeitslosenanteils ist nun höher, von den
Regionalmerkmalen ist nur noch die Beschäftigtenentwick-
lung in signifikanter Weise an der Varianzaufklärung betei-
ligt. Die festgestellte Veränderung in den Betawerten hängt
offenbar damit zusammen, daß die Anteilswerte der Risiko-
personen pro Amtsbezirk und die jeweilige Arbeitsmarkt-
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Tabelle 5: Multiple Regression der Nichtleistungsbezieherquote 1996 und 1995 
(Teilnehmer, die vor Beginn der Vollzeit-Maßnahme arbeitslos waren, incl. Abbrecher) 
Alle Arbeitsamtsbezirke West (n = 141; ohne Berlin) Gesetzesmodell

1996 1996 1996 1996 1995
Modell 1.1 Modell 1.2 Modell 1.3 Modell 1.4 Modell 1.2

Merkmal (aggregierte Merkmale zur Kennzeichnung des Stepwise Stepwise Stepwise Stepwise Stepwise
Arbeitsamtsbezirkes) forward pin forward pin forward pin forward pin forward pin

.20, pout .40 .20, pout .40 .20, pout .40 .05, pout .10 .20, pout .40

Beta-Werte Beta-Werte Beta-Werte Beta-Werte Beta-Werte

Spalte 1 Spalte 2 Spalte 3 Spalte 4 Spalte 5

• Kompositionsmerkmale

Männeranteil -.154 (.000) -.107 (.102) -.097 (.134)
Anteil der Personen mit 45 Jahren oder älter -.293 (.033) -.109 (.125) -.124 (.081)
Aussiedleranteil* XXX .388 (.000) .377 (.000) .437 (.000) .226 (.000)
Anteil der ein Jahr oder länger (Langzeit)Arbeitslosen* .341 (.000) .327 (.000) -.233 (.480) .347 (.000) -.548 (.000)

• Regionalvariable
Clustermittelwert .355 (.000) .259 (.001) .341 (.000) .236 (.001) .219 (.002)

• Interaktionsterm 
Interaktion Langzeitarbeitslosenanteil x Clustermittelwert XXX XXX -.537 (.082)
R2 in % 41,6% 53,3% 54,3% 51,8% 53,3%

XXX: Variable wurde in diesem Modell nicht berücksichtigt.
* transformierte Variable



situation nicht unabhängig sind, d.h. die „Potentiale“ an Risi-
kopersonen, die im Arbeitsamtsbezirk in die Maßnahmen ein-
bezogen werden können, ist durch die Arbeitsmarktsituation
mitbestimmt. Dieses Problem wird im Modell 2.3 aufgegrif-
fen. 

Modell 2.3: Um die Vermutungen über Interaktionen zu über-
prüfen, werden in dieses Modell drei Interaktionsterme auf-
genommen, zwei, die Zusammenhänge zwischen den beiden
Variablengruppen der Kompositionsmerkmale und der Re-
gionalmerkmale repräsentieren und ein Term, in dem die sub-
stantielle Korrelation zwischen dem Älterenanteil und dem
Anteil der Langzeitarbeitslosen eingeht. Das Ergebnis spricht
hier nun eindeutig für die Notwendigkeit, Interaktionen zu
berücksichtigen: Unter beiden Signifikanzvorgaben erhalten
wir das gleiche Ergebnis. Die Varianzaufklärung erreicht
64,7% (vgl. Tabelle 6, Spalte 3). Dabei sind alle Variablen-
gruppen beteiligt. Der Interaktionsterm (Älterenanteil x Un-
terbeschäftigungsquote) erreicht mit einem standardisierten
Betawert von –0.5 bereits einen eigenständigen Erklärungs-
beitrag von etwa 25%. Des weiteren ist wiederum der Aus-
siedleranteil ein wichtiger Prädiktor für die Nichtleistungs-
bezieherquote. Dieser Anteilswert, dessen Erklärungskraft
noch über dem Interaktionsterm liegt, hängt mit den anderen
Variablen kaum zusammen, der Betawert wird vom Wechsel
anderer Variablen in das Modell wenig berührt: In allen drei
Modellen (auch in den noch darzustellenden Modellen 3.1
und 3.2) liegt diese Variable weit vor den anderen. Der Inter-
aktionsterm, der aus dem Älterenanteil und der Unterbe-

schäftigungsquote gebildet wurde, fängt den Varianzanteil der
Unterbeschäftigungsquote ein, und der Haupteffekt des Äl-
terenanteils kehrt sich im Vorzeichen um. D.h. wenn man die
Interaktion nicht berücksichtigt, ist zu folgern, daß mit einer
Erhöhung des Älterenanteils eine Erniedrigung des Nichtver-
bleibs im Leistungsbezug einhergeht. Die Signifikanz dieses
Interaktionsterms deutet darauf hin, daß die Erhöhung des Äl-
terenanteils in Bezirken mit ungünstiger Arbeitsmarktsitua-
tion negativ mit dem Eingliederungserfolg verbunden ist.

5.3.3 Das „ausführliche Modell“ 

Modell 3.1: In diesem Modell sind nun auch die restlichen Va-
riablen enthalten, mit denen sich die Komposition der Maß-
nahmeteilnehmer beschreiben läßt. Lediglich eine weitere Va-
riable (der Anteil der Personen ohne Hauptschulabschluß)
wird einbezogen. Der Betrag der Varianzaufklärung ent-
spricht der aus Modell 2.3. 

Modell 3.2: Bezieht man in dieses Modell auch die Interakti-
onsterme ein, so ergibt sich ein Bild, das etwa dem des Mo-
dells 2.3 entspricht. Durch die zusätzlichen Variablen wird die
Varianzaufklärung auf 67,6% erhöht (vgl. Tabelle 6, Spalte 5).
Mit den drei zusätzlichen Variablen ist noch die Einsicht ver-
bunden, die lautet, wenn man den Anteil der Personen ohne
abgeschlossenen Hauptschulabschluß und ohne abgeschlos-
sene Berufsausbildung kontrolliert, dann kehrt sich die Wir-
kung des Anteils der Personen, die zuletzt als Nichtfach-
arbeiter („Hilfsarbeiter“) berufstätig waren, um. Diese Zu-
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Tabelle 6: Multiple Regression der Nichtleistungsbezieherquote 1996 und 1995 (Teilnehmer, die vor Beginn der Vollzeit-
Maßnahme arbeitslos waren, incl.Abbrecher) Kompositionsmerkmale, Regionalindikatoren und Interaktionsterme.Alle
Arbeitsamtsbezirke West (n = 141; ohne Berlin) 

Erweitertes Ausführliches
Gesetzesmodell Modell

Merkmal 1996 Modell 2.1 1996 Modell 2.2 1996 Modell 2.3 1996 Modell 3.1 1996 Modell 3.2 Modell 1995
Beta Betaa Beta Beta Beta (≈3.2) Beta

Spalte 1 Spalte 2 Spalte 3 Spalte 4 Spalte 5 Spalte 6

• Kompositionsmerkmale
Männeranteil -.207 (.001) -.126 (.041) -.227 (.000) -.170 (.006) -.186 (.002)
Anteil der Personen mit 45 und älter -.278 (.001) .250 (.002) -.275 (.001) .209 (.008)
Aussiedleranteil* .524 (.000) .446 (.000) .554 (.000) .537 (.000) .522 (.000) .223 (.000)
Anteil ohne Hauptschulabschluß* XXX XXX XXX -.157 (.008) -.181 (.007) -.179 (.023)
Anteil ohne abgeschlossene Berufsausbildung XXX XXX XXX .153 (.059) .138 (.072)
Anteil der Nichtfacharbeiter XXX XXX XXX -.111 (.100)
Anteil der ein Jahr oder länger (Langzeit)Arbeitslosen* .219 (.007) .405 (.000) .148 (.061) .198 (.010) .176 (.027) -.492 (.000)
Anteil in Fortbildung* XXX XXX XXX

• Regionalindikatoren
Einwohnerdichte .176 (.010) .191 (.003) .226 (.001) .170 (.014)
Beschäftigtenanteil im tertiären Sektor .041 (.590)
Unterbeschäftigungsquote -.489 (.000) -.479 (.000) -.160 (.025)
Arbeitslosigkeitsdauer
Einstellungsrate .232 (.005) .265 (.000) .268 (.000) .268 (.000)
Beschäftigungsentwicklung .109 (.091) .269 (.000) .088 (.155) .104 (.096) .075 (.210) .102 (.085)

• Interaktionsterme
Anteil der Älteren x Anteil der Langzeitarbeitslosen XXX XXX XXX
Anteil der Älteren x Unterbeschäftigungsquote XXX XXX -.502 (.000) XXX -.468 (.000) -.121 (.061)
Anteil der Langzeitarbeitslosen x Arbeitslosigkeitsdauer XXX XXX XXX
R2 in % 62,9 55,9 64,7 64,7 67,6 58,7

a Koeffizienten bei pin .05 / pout .10.
* transformierte Variable
XXX: Variable wurde in diesem Modell nicht berücksichtigt.



sammenhänge sind jedoch schon sehr komplex und erfordern
eine weitere Klärung in Individualanalysen.

Es fällt auf, daß die unterschiedliche Nutzungsintensität von
Fortbildungs- bzw. Umschulungsmaßnahmen durch die Äm-
ter keine statistisch nachweisbare Bedeutung hat. In einfachen
Auswertungen auf der Personenebene zeigte sich praktisch
immer ein positiver Einfluß, wenn Personen an einer Um-
schulung teilgenommen hatten. Dabei war allerdings immer
auch klar, daß sowohl die Fachkräfte in den Arbeitsämtern
Auswahlentscheidungen für eine Umschulung treffen, wie
auch, daß die teilnehmenden Personen selbstselektiv über die
Maßnahmeart mitentscheiden. Daß die persönlichen Merk-
male, die in diesen Entscheidungen zum Tragen kommen, in
den wenigen Merkmalen der verfügbaren Statistiken erfaßt
sein könnten, ist aber nicht anzunehmen.

5.4 Übertragung der Ergebnisse – Die „vergleichbare“ berei-
nigte Rangreihe

Wir sind mit dem Vorsatz angetreten, zum einen eine Auf-
klärung darüber zu geben, in welchem Umfang die Aggre-

gatwerte der Nichtleistungsbezieherquoten pro Amt von der
Komposition der Maßnahmen und von der regionalen Ar-
beitsmarktsituation abhängen. In welchem Maße das der Fall
ist, läßt sich generell am R2, d.h. dem Anteil erklärter Vari-
anz, ersehen, im einzelnen geben die Koeffizienten (Beta als
standardisierter Regressionskoeffizient) darüber Auskunft.
Im Rahmen von Modellen multipler Regression führen eini-
ge Variablen zu einer Varianzaufklärung von deutlich über
50%. Es bleibt dennoch ein beträchtliches Maß an Varianz-
aufklärung zu leisten. 

Das zweite Anliegen der Modellrechnungen war, auf dieser
Grundlage nun den Vergleich zwischen den Arbeitsamts-
bezirken zu ermöglichen. Dadurch sollte es möglich sein, die
Rangreihe (vgl. zur Ausgangssituation Tabelle 7, Spalte 1),
die sich aufgrund der Brutto-Roh-Werte des Verbleibs im
Nichtleistungsbezug im Jahre 1996 ergibt, in eine andere
Rangfolge zu überführen, in der nun – so weit es eben auf-
grund des Datenmaterials und des gewählten Verfahrens mög-
lich ist – Vergleichbarkeit hergestellt wurde. Diesem Anlie-
gen wenden wir uns nun zu. Dazu wird ein weiterer Schritt
des Verfahrens erläutert.
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Tabelle 7: Rangplätze der Arbeitsamtsbezirke 1996 (und zum Vergleich 1995), nach den Brutto-Ausgangswerten und nach
der Größe der Residuen (verschiedener Modelle), soweit die Residuen außerhalb von +/- 1,65 Standardabweichungen
liegen.a

Rangplatz 1996 Brutto- 1995 Brutto- 1996 Striktes 1996 Striktes 1995 Striktes 1996 Erweitertes 1996 Das „ausführliche“ 1995 Das “ausführliche” 
Ausgangswert Ausgangswert Gesetzesmodell Gesetzesmodell mit Gesetzesmodell mit Gesetzesmodell (Aussiedler Modell (alle Komposi- Modell (alle Komposi-
Nichtleistungs- Nichtleistungs- mit Aussiedleranteil und Aussiedleranteil und und einzelne Regional- tions-merkmale sowie die tions-merkmale sowie die 
bezieherquote bezieherquote Aussiedleranteil Interaktion (pin .05/pout Interaktion indikatoren und einzelnen Regional- einzelnen Regional-indi-

.10) Interaktionen) indikatoren und Inter- katoren und Interaktionen)
aktionen)

Modell 1.2 Modell 1.4 Modell 1995 Modell 2.3 Modell 3.2 Modell 1995
≈ 1.2 ≈ 3.2

Spalte 1 Spalte 2 Spalte 3 Spalte 4 Spalte 5 Spalte 6 Spalte 7 Spalte 8

1. 373 Paderborn 373 Paderborn 863 Weilheim 863 Weilheim 815 Deggendorf 863 Weilheim 863 Weilheim 815 Deggendorf
2. 274 Vechta 274 Vechta 247 Leer 247 Leer 127 Heide 373 Paderborn 247 Leer 127 Heide
3. 863 Weilheim 823 Freising 823 Freising 823 Freising 373 Paderborn 247 Leer 373 Paderborn 373 Paderborn
4. 674 Schwäbisch 835 Landshut 373 Paderborn 815 Deggendorf  823 Freising 811 Augsburg 811 Augsburg 863 Weilheim

Hall
5. 335 Düren 674 Schwäbisch 815 Deggendorf 373 Paderborn 863 Weilheim 439 Korbach 815 Deggendorf 739 Regensburg

827 Ingolstadt Hall 
6. 657 Rastatt 387 Wesel 387 Wesel 827 Ingolstadt 387 Wesel 387 Wesel 247 Leer
7. 815 Deggendorf 863 Weilheim 335 Düren 241 Helmstedt 237 Hannover 127 Heide 823 Freising

835 Landshut
8. 811 Augsburg 739 Regensburg 823 Freising 241 Helmstedt
9. 247 Leer 827 Ingolstadt
Alle übrigen 9. - 134. 8. – 134. 7. – 136. 9. – 137. 10. – 133. 9. – 133. 8. – 135. 10. – 135.
Amtsbezirke
134. 217 Bremerhaven 317 Bielefeld
135. 317 Bielefeld 634 Konstanz 447 Marburg 535 Montabaur
136. 224 Emden 423 Fulda 535 Montabaur 375 Recklinghausen 257 Nordhorn 217 Bremerhaven 

135 Lübeck
137. 687 Villingen- 447 Marburg 227 Goslar 385 Solingen 317 Bielefeld 224 Emden

Schwenningen 
138. 644 Mannheim 343 Essen 257 Nordhorn 221 Celle  254 Nienburg 687 Villingen- 687 Villingen- 271 Uelzen 

Schwenningen Schwenningen
139. 135 Lübeck 217 Bremerhaven 535 Montabaur 535 Montabaur 634 Konstanz 257 Nordhorn 535 Montabaur 634 Konstanz 
140. 375 224 Emden 271 Uelzen 271 Uelzen 271 Uelzen 217 Bremerhaven 217 Bremerhaven 624 Heidelberg

Recklinghausen
141. 271 Uelzen 271 Uelzen 687 Villingen- 687 Villingen- 423 Fulda 271 Uelzen 271 Uelzen 423 Fulda

Schwenningen Schwenningen

a Rangplätze in den Spalten 1 und 2 nach der absoluten Größe des Brutto-Ausgangswertes; in den Spalten 3 bis 8 nach der größten „positiven“ (Plätze 1ff.) bzw.
„negativen“ Abweichung des erreichten Brutto-Ausgangswertes gegenüber dem prädiktierten Wert gemäß dem angegebenen Modell



Die Ausgangssituation für diese Analyse ist in Form der
Brutto-Ergebnisse in Tabelle 7 (Spalten 1 und 2) dargestellt;
sie enthält Informationen darüber, welche Ämter 1996 – und
zum Vergleich 1995 – so gesehen die 5% besten und die 5%
schlechtesten Werte überhaupt erreicht haben (das obere und
das untere Ende der Rangreihe). Gäbe es keine Einflüsse, von
denen diese Ergebnisse abhängen, so könnte man diese Rang-
reihe nach den erreichten Werten heranziehen und zur Be-
lohnung der Besten schreiten. Wir hatten jedoch gesagt, daß
es zunächst darum gehen müsse, Vergleichbarkeit durch den
differentiellen Erfolgsnachweis nach Risikomerkmalen und
regionalen Arbeitsmarktlagen herzustellen, den der Gesetz-
geber fordert, und erst danach eine neue Rangreihe zu erstel-
len, die auf neuen „Extremfällen“ aufbaut.28

Setzt man die Ergebnisse der Analyse, in Form der unstan-
dardisierten Koeffizienten, in die Formel des linearen Mo-
dells der multiplen Regression ein, so erhält man den prädik-
tierten Wert an Nichtleistungsbeziehern29. Zieht man den ge-
schätzten Wert von dem erreichten Brutto-Wert ab, so erhält
man einen Restbetrag, das Residuum. Dieses selbst wird
durchschnittlich umso kleiner, je höher das multiple R 2, also
die erreichte Varianzaufklärung ist. Es bildet die Grundlage
für die neue Rangfolge (vgl. oben 2.2). Dabei wird die Vor-
aussetzung gemacht, daß es noch weitere Einflußgrößen gibt,
die neben den immer vorhandenen Fehlergrößen das Residu-
um ausmachen. Wäre das nicht der Fall, so wäre auch zu er-
warten, daß die Ämter, die nun außerhalb von bestimmten
Verteilungsgrenzen liegen, von Jahr zu Jahr dem Zufall ent-
sprechend andere sind. Das ist jedoch ausweislich unserer Er-
gebnisse nicht der Fall. Tabelle 7 enthält die Rangplätze, die
die Ämter nach den Ergebnissen der verschiedenen Modelle
einnehmen (Spalten 3 - 8), wenn man von der Größe der Re-
siduen ausgeht. Es wurden nur Amtsbezirke mit Residuen auf-
genommen, die außerhalb eines konventionellen statistischen
Maßes, nämlich 1,65 Standardabweichungen, liegen.

Damit hätten wir ein Maß dafür zur Hand, wie weit sich ein
Amt dem Ergebnis angenähert hat, das aufgrund des be-
stimmten Modells mit den verwendeten unabhängigen Varia-
blen zu erwarten war und ob es sich lohnt, nach weiteren Ein-
flußgrößen zu suchen. Je stärker die Abweichung im positi-
ven Bereich, desto günstiger und umgekehrt. 

5.5 Die Ergebnisse für 1995 zur Kontrolle

Die drängende Frage, wie ernst man solche Ergebnisse nun
nehmen soll, hängt sicher auch von der Antwort auf die Fra-

ge ab, wie stabil solche Ergebnisse im Hinblick auf die Er-
klärungsbeiträge der einzelnen Variablen an sich und im Rah-
men der Modelle sind, und wie sie sich im Zeitablauf darstel-
len. 

Dazu vergleichen wir die Jahre 1996 und 1995. Zwischen den
beiden Jahren können sich die Verhältnisse in einzelnen
Arbeitsamtsbezirken geändert haben, was z.B. auch dazu
führen könnte, daß andere Anteile an Risikopersonen in die
Maßnahmen der beruflichen Weiterbildung einbezogen wor-
den wären. Wie weit das der Fall ist, ist hier nicht im einzel-
nen nachzuweisen, jedoch zeigen die in Tabelle 2 enthaltenen
Informationen über die Teilnehmerstrukturen in den Jahren
1995 und 1996, daß es andere Durchschnittswerte und Ex-
tremwerte gab und deshalb auch mit Änderungen in den
Arbeitsamtsbezirken selber zu rechnen ist. Mit Änderungen
in den Koeffizienten, die dabei auftreten, ist zwischen ein-
zelnen Modellen immer zu rechnen (Bortz 1993: 417). Die
neuen Ränge, die aufgrund der Modellschätzungen ermittelt
werden, sind angesichts solcher Zufallsfluktuationen der ein-
zelnen Koeffizienten jedoch viel stabiler. Das läßt sich anhand
von Tabelle 7 belegen, die je nach Modell, trotz etlicher Rang-
platzwechsel, eine ziemlich große Übereinstimmung hin-
sichtlich der Ämter innerhalb der Gruppe der stärksten posi-
tiven wie der stärksten negativen Abweichungen (Residuen)
aufweist. 

Zur Ermittlung der Gesamtübereinstimmung bedienen wir
uns im folgenden der Rangkorrelation zwischen diesen Rang-
reihen der beiden Jahresergebnisse 1996 und 1995. Mit Er-
gebnissen der Rangkorrelationen zwischen den Ausgangs-
Brutto-Werten verschiedener Jahre sowie zwischen jenen auf-
grund der Residuen der Jahre 1995/1996 bzw. zwischen jenen
aufgrund der prädiktierten Werte der Jahre 1995/1996 ist das
zu belegen. Dazu zunächst eine Überlegung. Die mehr oder
weniger große Übereinstimmung der Rangreihen (r s = .717)
der einbezogenen Arbeitsamtsbezirke nach den Ausgangs-
Brutto-Werten weist auf eine gewisse zeitliche Stabilität der
Bedingungen hin, von denen die Größe der Nichtleistungs-
empfängerquote abhängt30. 

Die Rangplätze sind keine Zufallsprodukte, wie sie Jahr für
Jahr z.B. durch Würfeln entstehen würden. In den Ausgangs-
Brutto-Werten wirken sich nach unserer Überzeugung viel-
mehr systematische Einflüsse aus, die von der Komposition
der Maßnahmen wie auch von den Arbeitsmarktbedingungen
abhängen, außerdem von weiteren nicht gemessenen Größen
sowie von Zufallseinflüssen und Meßfehlern. In den aufgrund
der Modelle geschätzten oder prädiktierten Werten ist von
diesen Zufallseinflüssen vereinbarungsgemäß nicht mehr so
viel enthalten wie im Ausgangsmaterial. In den Residuen wie-
derum müßte demnach, je mehr Varianzaufklärung mit dem
jeweiligen Modell gelungen ist, um so weniger noch an sy-
stematischer Varianz enthalten sein. Deshalb ist u.a. zu er-
warten, daß die Rangkorrelation zwischen den prädiktierten
Werten zweier Jahre, die mit jeweils eigenen Modellen er-
rechnet wurden, höher liegen als die Rangkorrelation zwi-
schen den Ausgangs-Brutto-Werten. Die folgenden Ergeb-
nisse bestätigen die vermuteten Zusammenhänge, was die
Größe der Rangkorrelation zwischen den Jahreswerten in-
nerhalb eines Modells angeht (vgl. die folgende Übersicht). 

Rangkorrelationen – Übersicht31

1. Rangfolgen aufgrund der Brutto-Ausgangswerte 1996 und
1995: r s = .71732

2. Rangfolgen auf Grundlage der Ergebnisse des „strikten
Gesetzesmodells“ (Modell 1.3 1996 und Modell 1.2 1995):
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28 Als operationale Definition von „Extremfällen“, mit denen zu beschäftigen
sich lohnen würde, nehmen wir die Werte, die außerhalb von +/- 1,65 Stan-
dardabweichungen um den Mittelwert liegen. Es sind allerdings nicht wirk-
lich Extremfälle oder extreme „Ausreißer“, denn bei einer Normalvertei-
lung ist ein bestimmter Prozentsatz an Fällen auch außerhalb der definier-
ten Standardabweichungen zu erwarten. Es gibt in diesem Sinne nicht über-
zufällig viele „Ausreißer“.

29 Die einfache Korrelation zwischen dem erreichten Bruttowert und dem ge-
schätzten Wert ist das Rxy der multiplen Regression.

30 Auf Zeitreihenprobleme wird hier nicht eingegangen.
31 Alle angegebenen Werte sind im einseitigen Signifikanztest hoch signifi-

kant.
32 Die Korrelation der Rangreihen nach den Brutto-Ausgangs-Werten über die

Jahre 1992 bis 1996 zeigt folgendes Bild. Die Werte der aufeinander fol-
genden Jahre liegen jeweils bei ca. r s =.73. Je mehr Jahre dazwischen lie-
gen, um so geringer wird der Wert des r s. D.h. daß die Ämter von Jahr zu
Jahr andere Rangplätze eingenommen haben. Die Rangkorrelation r s der
Brutto-Ausgangs-Werte 96/95 der Arbeitsamtsbezirke in den alten Bundes-
ländern beträgt r s = .717, 96/94 r s = .610, 96/93 r s = .515, 96/92 r s = .466.
Die Rangkorrelation zwischen den Arbeitsamtsbezirken aufgrund der
Brutto-Ausgangswerte lag 1992/93 ebenfalls bei .734. Welchen Gesetz-
mäßigkeiten diese Bewegungen folgen, ist unseres Wissens nicht untersucht
worden.



Rangreihe aufgrund der prädiktierten Werte: r s = .831; Rang-
reihe aufgrund der Residuen: r s = .558 

3. Rangfolgen auf Grundlage der Ergebnisse des „ausführli-
chen Modells“ (Modell 3.2 1996 und Modell 3.2 1995): Rang-
reihe aufgrund der prädiktierten Werte: r s = .779; Rangreihe
aufgrund der Residuen: r s = .606 

5.6 Die Arbeitsamtsbezirke in den neuen Bundesländern

Die geringe Zahl von nur 34 Arbeitamtsbezirken in den neuen
Bundesländern ergibt ein besonderes Statistikproblem33. Das
hat Auswirkungen auf die Modelle, die geschätzt werden kön-
nen, da Signifikanzangaben mit der Zahl der einbezogenen
Einheiten zusammenhängen34. Wegen dieser speziellen Be-
dingungen werden die Ergebnisse für die neuen Bundeslän-
der hier nur kursorisch wiedergegeben (vgl. Tabelle 8). 

In der Tendenz sind die Ergebnisse der neuen Bundesländer
denen der alten Bundesländer durchaus ähnlich. Als deutli-
cher Unterschied fällt in der Reihe der einfachen Korrelatio-
nen (vgl. Tabelle 8, Spalte 1) auf, daß der Männeranteil hier
mit dem positiven Vorzeichen eingeht; dies weist auf die be-

reits seit langem bekannte besondere Lage der Frauener-
werbstätigkeit in den neuen Bundesländern hin. In der multi-
plen Regression schlägt diese Tatsache jedoch nicht durch. 

Nimmt man als Regionalvariable die Clustermittelwerte in die
Analyse auf (entsprechend Modell 1.1), so ergeben sich zu-
sammen mit dem Anteil der Langzeitarbeitslosen zwei signi-
fikante Beiträge zur Gesamtaufklärung, die für 1996 ledig-
lich bei knapp 30% liegt (vgl. Tabelle 8, Spalte 2). Kontrol-
liert man statt dessen die regionale Arbeitsmarktsituation
durch Einbezug der einzelnen Regionalvariablen in die Ana-
lyse (vgl. Tabelle 8, Spalte 3), so tritt der Effekt der Hauptva-
riablen unter den Kompositionsmerkmalen, der Anteil der Äl-
teren und der Anteil der Langzeitarbeitslosen hervor, die mit
der Quote der Nichtleistungsbezieher in Zusammenhang ste-
hen. Unter den Einzelvariablen der regionalen Arbeitsmarkt-
situation kommen die Einwohnerdichte und die Unterbe-
schäftigungsquote hinzu. Dieses Modell erklärt immerhin
50,7% der Varianz.

Entscheidend ist, daß aufgrund der insoweit erreichten „Ver-
gleichbarkeit“ unter den Amtsbezirken der neuen Bundeslän-
der die ursprüngliche Rangreihe der Ämter ebenfalls geändert
wird. Außerhalb von 1,65 Standardabweichungen liegen vier
Ämter (nicht ausgewiesen), die sich damit in einem ersten An-
lauf für eine genauere Analyse mit dem Ziel, besonders hin-
derliche bzw. besonders begünstigende Faktoren zu eruieren,
anbieten würden. Auch hier gibt es im statistischen Sinne kei-
ne wirklichen „Ausreißer“. 

6 Diskussion 

Was ist eigentlich herausgekommen? Und was ist mit diesen
Ergebnissen nun anzufangen? Die Absicht, die wir mit diesen
Analysen verbanden, war, Vergleichbarkeit herzustellen und
damit auch zu einer Korrektur jener Rangfolge der Arbeits-
amtsbezirke zu gelangen, die sich aus der Aufreihung nach
der Größe der erreichten Bruttoverbleibswerte (Nichtlei-
stungsbezieherquote) ergibt. Vergleichbarkeit herzustellen ist
mit dem Verfahren der multiplen Regressionsanalyse in ver-
schiedenen Modellen für die Arbeitsamtsbezirke in den alten
Bundesländern in einem Umfange von bis zu über 65% Auf-
klärung der Varianz um den Mittelwert gelungen (vgl. Kapi-
tel 5.3). 

Der Einfluß der regionalen Arbeitsmarktsituation und das Ge-
wicht der Teilnahme von besonders förderungsbedürftigen
Personengruppen ist damit in seinen Auswirkungen auf das
Ergebnis zu einem beträchtlichen Teil herausgerechnet wor-
den. Die Schätzwerte besagen, daß aufgrund der Berücksich-
tigung der Komposition der Maßnahmen und mit der Ar-
beitsmarktsituation mit einer bestimmten Nichtleistungsbe-
zieherquote zu rechnen war. Diese stimmt manchmal genau
mit dem erreichten Wert überein, manchmal weichen sie er-
heblich voneinander ab. Die Abweichung des erreichten Wer-
tes von dem prädiktierten Wert, das Residuum, wurde nun
herangezogen, um eine neue Rangreihe der Arbeitsamtsbe-
zirke zu erstellen. Sie stützt sich auf die Größe des Residu-
ums, d.h. auf die Größe der Abweichung zwischen dem ge-
schätzten und dem erreichten Wert, und sie berücksichtigt ne-
ben der Größe der Abweichung auch die Richtung: positive
Werte geben an, daß die Amtsbezirke günstigere Resultate
aufweisen, als zu erwarten war, negative Werte, um wieviel
sie unterhalb der erwarteten Werte liegen. 

Wir haben es hier eindeutig mit einer „orientierenden
Überblicksanalyse“ auf der obersten Ebene unseres Analyse-
schemas (Plath/Blaschke 1999; Blaschke u.a. 1992) zu tun.
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Tabelle 8: Einfache Korrelation und Multiple Regression
der Nichtleistungsbezieherquote 1996 (Teilnehmer, die
vor Beginn der Vollzeit-Maßnahme arbeitslos waren, incl.
Abbrecher). Alle Arbeitsamtsbezirke Ost (n = 34; ohne
Berlin) 

Merkmal Einfache „Striktes“ Ausführ-
Korrela- Gesetzes- liches
tionen modell Modell

Beta Beta

Spalte 1 Spalte 2 Spalte 3

• Kompositionsmerkmale
Männeranteil .244
Anteil der Personen mit 45 und älter -.053 -.486 (.012)
Anteil ohne Hauptschulabschluß .013 XXX
Anteil ohne abgeschlossene Berufsausbildung -.003 XXX
Anteil der Nichtfacharbeiter .066 XXX
Anteil der ein Jahr oder länger (Langzeit)Arbeitslosen -.458 -.415 (.010) -.436 (.004)
Anteil in Fortbildung -.019 XXX

• Regionalindikatoren
Clustermittelwert .298 (.059) XXX
Einwohnerdichte* .236 XXX .517 (.010)
Beschäftigtenanteil im tertiären Sektor .242 XXX
Unterbeschäftigungsquote -.452 XXX -.352 (.029)
Arbeitslosigkeitsdauer -.289 XXX
Einstellungsrate .227 XXX
Beschäftigungsentwicklung -.059 XXX

• Interaktionsterme
Anteil der Langzeitarbeitslosen x Einstellungsrate -.423 XXX
R2 in % 29,7 50,7

XXX in dem betreffenden Modell nicht enthalten.
* transformierte Variable

33 Das gilt in gleicher Weise für den Versuch, große LAA-Bezirke wie z.B.
Nordrhein-Westfalen gesondert zu analysieren. 

34 Außerdem gibt es wegen der an sich geringen Aussiedlerpopulation in den
neuen Bundesländern auch nur in einigen der Amtsbezirke überhaupt Aus-
siedler in Maßnahmen (vgl. Tabelle 3). Für diese Variable konnte keine
Transformation gefunden werden, weshalb sie nicht in die Modelle einbe-
zogen wurde.



Diese Analyse liegt sogar noch eine Ebene über jenen orien-
tierenden Überblicksanalysen, die von Individualdaten aus-
gehen. Denn hier wurde – damit eine pragmatische Vorge-
hensweise des Verbleibsmonitoring und die Situation der Äm-
ter vor Ort akzeptierend – vom Aggregatwert der einzelnen
Ämter ausgegangen. 

Die Anforderungen an die Eingliederungsbilanz stammen aus
dem Bemühen um Monitoring und Controlling, sie folgen
nicht wissenschaftlich begründbaren Anforderungen. Viel-
mehr wird von prozeßproduzierten Verwaltungsdaten ausge-
gangen, die in sozialstatistischen Kategorien erfaßt werden.
Diese werden im wesentlichen so akzeptiert, wie sie sind. 

Die vorliegende Analyse läßt keine Aussagen darüber zu, ob
die Ergebnisse im Durchschnitt und damit auch die abwei-
chenden Ergebnisse der einzelnen Ämter an sich gut sind oder
nicht. Diese Bewertung fehlt, und sie kann auch nicht einfach
aus den Daten selbst gewonnen werden. Der erreichte Durch-
schnittswert für die alten oder die neuen Bundesländer wird
erst einmal einfach akzeptiert, und die Streuung um diesen
Mittelwert wird analysiert, um zu einer statistischen Er-
klärung zu gelangen. Wir gelangen so nicht zu Aussagen dar-
über, ob mit dem gleichen Mitteleinsatz in den gleichen oder
in anderen Arbeitsamtsbezirken evtl. auch günstigere Ergeb-
nisse hätten erzielt werden können. 

Das wichtigste Ergebnis der vorliegenden Analyse ist dem-
nach: Die unterschiedlich großen Abweichungen der von den
Ämtern erreichten Werte vom Mittelwert hängen tatsächlich
wesentlich von der Teilnehmerkomposition ab, die die Ämter
für die Maßnahmen gewählt haben, und außerdem von der
durch die Cluster bzw. die einzelnen Regionalvariablen indi-
zierten Arbeitsmarktsituation. Die Varianzaufklärung beträgt
für die Arbeitsamtsbezirke im Westen bis über 60%; das be-
deutet allerdings auch, daß ein nicht geringer Teil der Varianz
„unerklärt“ bleibt. 

Nachdem die Einflüsse der einbezogenen Variablen heraus-
gerechnet sind, bleibt nach statistischer Übereinkunft, was al-
lerdings auch mit der für statistische Analysen dieser Art re-
lativ geringen Fallzahl von 141 Ämtern zu tun hat, kein Raum
für weitere statistische Erklärungen mit dem vorhandenen
Datenmaterial übrig. Es gibt keine wirklichen „Ausreißer“.
Die Residuen bewegen sich alle im Rahmen des nach statisti-
schen Gesetzmäßigkeiten Erwartbaren, das heißt, es gibt nicht
überraschend viele Ämter, die außerhalb der definierten Ab-
weichungen um den Mittelwert liegen, weder bei den Brutto-
werten noch bei den Residuen. 

Wenn es sich jedoch nur um Zufallsprodukte handeln sollte,
könnte man damit nichts anfangen. Dadurch, daß wir Daten
aus zwei (bzw. mehreren) Jahren heranziehen konnten, konn-
ten wir auch die naheliegende Vermutung weitgehend ent-
kräften, daß die Abweichungen und die darauf aufbauenden
Rangreihen lediglich Zufallsprodukte sind. Es hätte ja durch-
aus sein können, daß die Verteilung, die in einem Folgejahr
festgestellt wird, zwar die gleiche Form hat wie die erste, aber
die Rangreihe der Einheiten eine völlig andere ist. Die ermit-
telte Rangkorrelation zwischen den Rangreihen nach der
Größe des Ausgangswertes der Quote des Nichtleistungsbe-
zugs deutet darauf hin, daß wir es durchaus mit weiteren, noch
nicht identifizierten systematischen Einflüssen zu tun haben. 

Ein anderes Problem ist nur en passant aufgetaucht, nämlich
dort, wo es um die Interaktionen zwischen Variablen der Kom-
position und Variablen der regionalen Arbeitsmarktsituation
geht. Zunächst ist natürlich davon auszugehen, daß die Varia-
blen untereinander korrelieren. Wir haben darauf hingewie-

sen (vgl. Tabelle 4), daß die Anteile Langzeitarbeitsloser, die
von den Ämtern in die Maßnahmen einbezogen werden, z.B.
mit dem Indikator „Dauer der abgeschlossenen Arbeitslosig-
keit“ in den Amtsbezirken zusammenhängen oder auch mit
der „Unterbeschäftigungsquote“. Deeke und Seifert (1981)
und Schmid (1983) haben sich in ihren Analysen auf statisti-
scher Ebene im wesentlichen mit Fragen auseinandergesetzt,
die hier eine Rolle spielen, nämlich, wie groß der Spielraum
der Ämter bei der Auswahl von Instrumenten der aktiven Ar-
beitsmarktpolitik angesichts der Faktizität ist, die durch die
jeweilige Arbeitsmarktlage gegeben ist. 

Diese Frage ist unter dem Vorzeichen des Eingliederungsti-
tels (§10 SGB III) wesentlich interessanter geworden, da die
Ämter ja nun nicht mehr die zentralen Vorgaben haben, son-
dern im Rahmen ihres Budgets selbst zu einer sinnvollen Auf-
teilung der en bloc bereitgestellten Mittel auf die einzelnen
Instrumente gelangen müssen. Im Zusammenhang mit dem
Nachweis, daß solche  statistischen „Interaktionen“ einen sig-
nifikanten Beitrag zur Erklärung der Abweichungen vom
Mittelwert erbringen, stellt sich diese Frage noch anders. Das
Ergebnis besagt ja – vor allem dann, wenn es sich für mehre-
re Jahre im wesentlichen replizieren ließe –, daß die regiona-
le Arbeitsmarktsituation auf die Eingliederungschance in den
Arbeitsamtsbezirken differentielle Wirkungen hat, je nach-
dem, ob besonders viele oder besonders wenige Personen der
bestimmten Risikogruppen an den Maßnahmen teilnehmen. 

Das wäre dann ein gewisser Hinweis darauf, daß bei der Per-
sonenauswahl u.U. doch stärker die regionale Arbeitsmarkt-
situation berücksichtigt werden müßte. Allerdings muß gleich
darauf gesagt werden, daß ein solcher Hinweis zunächst nicht
mehr enthält, als bereits in der Verpflichtung für die Ämter
formuliert ist, bei allen Maßnahmen und Maßnahmeteilneh-
mern auf die „arbeitsmarktliche Zweckmäßigkeit“ (§7 Abs.2
und § 86 Abs. 1 Ziff. 8 SGB III; § 33 Abs. 1 und § 34 Abs. 1
Ziff. 4 AFG) zu achten, ein Punkt, auf den der BRH neuerlich
hingewiesen hat (vgl. BRH 1998). Ob sich ein Instrument ent-
wickeln lassen könnte, das die Ämter darin unterstützt, bei der
Personen- und Maßnahmeauswahl diesem Anspruch gerecht
zu werden, ist fraglich. Nicht zuletzt deshalb, weil die dafür
erforderlichen statistischen und sachlichen Informationen
nicht kurzfristig und kaum mit der nötigen Detailliertheit be-
reitgestellt werden können. 

Angesichts all dieser Überlegungen und Unsicherheiten wird
man dennoch im großen und ganzen sagen können, daß die
Ämter unter den gegebenen arbeitsmarktlichen Rahmenbe-
dingungen und der getroffenen Personenauswahl Ergebnisse
erzielt haben, die angesichts der bekannten Bedingungen und
Komponenten im Rahmen des Erwartbaren liegen. Die be-
nannten Ämter liegen also alle in einer definierten Zone von
an sich erwartbaren Ergebnissen. Haben alle Ämter also das
getan, was angesichts von Arbeitsmarksituation und einbezo-
genen Personengruppen angezeigt war? Auf dem groben Ra-
ster dieser Analyse kann man das bestätigen. Wir erfahren
freilich nichts über die Zielgruppenerreichung, nur darüber,
welchen Einfluß bestimmte Zielgruppenanteile auf das Er-
gebnis haben. Wir werden auf „Extremfälle“ aufmerksam, die
nur in weiter Definition wirklich Extreme sind. Und man weiß
nicht und kann es durch diese Analyse auch nicht eingehen-
der erfahren, worauf die verbleibenden Unterschiede zwi-
schen den erreichten und den prädiktierten Werten zurückge-
hen. 

Zwei Wege zur Beantwortung dieser Frage sind denkbar. Der
erste Weg ist, in eine konkrete Diskussion mit den Verant-
wortlichen in den Ämtern einzutreten, die als „Extremfälle“
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(die nur im Bezug zu einem Mittelwert als „extrem“ zu defi-
nieren sind) auffielen. Der zweite Weg ist, auch darüber hin-
aus zu versuchen, weitere Bedingungen der Maßnahme-
durchführung und -gestaltung zu eruieren und in die statisti-
sche Analyse einzubeziehen. 

Diskussion der „Extremfälle“

Es bleiben Unterschiede bestehen, denen nachzugehen sich
vor allem zunächst in den nachgewiesenen Fällen lohnen
könnte. Wie kann man das weiterverfolgen? Wie sollen die
Verantwortlichen jener Arbeitsamtsbezirke, die hinsichtlich
des unerklärten Restes besonders auffallen, zu gegebener Zeit
in einen Prozeß der Überlegungen und des Nachdenkens tre-
ten? Die Ämter sollen gemeinsam mit den lokalen Akteuren
in die Diskussion eintreten und eruieren, worauf – aufgrund
ihrer Kenntnis der lokalen oder regionalen Gegebenheiten –
„bessere“ oder „schlechtere“ Ergebnisse zurückgeführt wer-
den könnten (vgl. § 11 Abs. 3 SGB III; vgl. ähnlich bereits
Dienstblatt-Runderlaß 151/1983). Damals wie heute mit der
Hoffnung, auf Hinweise für bessere oder gar gute Ergebnisse
zu stoßen und diesen dann zu folgen bzw. daraus zu lernen.
Der Suche nach Ideen, nach best practice-Beispielen, nach Er-
fahrungen etc. öffnet sich ein weites Feld. Die Arbeitsmarkt-
gegebenheiten im Vergleich zu den anderen Ämtern und da-
mit oder unabhängig davon die Komposition der Maßnahmen
können sich offensichtlich geändert haben. 

Weitere Bedingungen erfassen

Die Hauptmerkmale, worauf die Unterschiede zurückgehen
könnten, nämlich Teilnehmerzusammensetzung und Arbeits-
marktlage, sind im Groben abgearbeitet. Woran könnte noch
gedacht werden? Nun geht es darum, bisher statistisch nicht
erfaßte oder nicht zugängliche negativ oder positiv wirkende
Einflußfaktoren zu finden, die ihrerseits durch die Fach- und
Führungskräfte in der gewünschten Richtung beeinflußt wer-
den können. 

Ob die hier vorgelegten Ergebnisse schon Ausgangspunkt
sein können, das zu beurteilen, muß den Fachleuten in den
Ämtern und in den Landesarbeitsämtern überlassen bleiben.
Aber wenn die erste Analyse dieser Art für die echten Daten
vorgelegt werden wird, wird die Suche nach möglichen Ein-
flußfaktoren, die bisher nicht beachtet wurden oder beachtet
werden konnten, ernst. 

Eigentlich müßte die Tatsache, daß ein Amt in dem einen Jahr
zu den in bestimmter Weise definierten „besten“ bzw.
„schlechtesten“ zählt und im nächsten Jahr nicht mehr, gera-
de die Möglichkeit eröffnen, auf Faktoren aufmerksam zu
werden, von denen das abhängen könnte. Was hat sich in dem
einen Jahr besonderes geändert? 

Faktorenbündel 1: Personalausstattung der Ämter, Fach-
und Führungskräfte

Was kann sich von einem Jahr auf das andere geändert haben?
Neuer Amtschef, neuer Abteilungsleiter, neue Vermittler.
Warum sollte nicht auch die Fachkenntnis der Mitarbeiter
oder deren Einsatzfreude sein, oder die Leistung der
Führungskräfte oder die Qualität der Träger oder der Maß-
nahme eine Rolle spielen? Personalsituation der Ämter und
weitere Performanzmaße (Auslastung, Überstundensituation,
Krankenstand, Fluktuation). Vordergründig betrifft alles das
zahlenmäßige und das persönliche Verhältnis der Arbeitsver-
mittler zu Bewerbern. 

Im Zusammenhang mit einem Prüfbericht über das Thema
„Zweckmäßiger Einsatz von Fördermitteln – Teilnehmeraus-
wahl und Integration von Absolventen aus Bildungsmaßnah-
men“ hat die Innenrevision der BA (Innenrevision 1998) erst
kürzlich darauf hingewiesen, daß in die Bewertung der Er-
gebnisse auch solche Rahmenbedingungen einzubeziehen
seien, wie das Verhältnis Arbeitsvermittler zu Bewerbern in
den Ämtern. Es betrage im Durchschnitt 1:730, während es
bei Maatwerk bei etwa 1:120 liege. Hierbei ist sicher auch von
einer ziemlich großen Streuung über alle Ämter auszugehen
und damit von sehr unterschiedlichen Arbeitsbedingungen. 

Faktorenbündel 2: Personenauswahl für die Maßnahmen –
„Selektion und Selektivität“

Hauptpunkte, die der Überprüfung unterworfen wurden,
waren die Zusammensetzung der Teilnehmer in den Maßnah-
men und das Vorgehen bei der Auswahl der Teilnehmer (in-
nerhalb der gleichen statistischen Kategorien können Perso-
nen unterschiedliche Eignung aufweisen, Stichwort „Selekti-
vität“). Wo es auf besonders gute Eingliederungsergebnisse
ankommt – also eigentlich immer –, muß die Verlockung groß
sein, die eigenen Werte immer mehr in den positiven Bereich
zu schieben. Die Möglichkeit, dies über die Auswahl der Teil-
nehmer zu erreichen, wird in der Evaluationsliteratur als sog.
„creaming“ (eine Art bewußter Bestenauslese in vorgegebe-
nem Rahmen) diskutiert, konnte als Gefahr gesehen werden,
vor der auch das IAB deshalb schon früh gewarnt hat (BA
1996). Die Kontrolle im § 11 SGB III reicht im Zusammen-
hang mit den hier angewandten statistischen Verfahren soweit,
wie die entscheidenden Merkmale in den Individualmerk-
malen der FbW-Statistik enthalten sind. Klar ist nach unserer
Auslegung von § 11 SGB III, daß nicht das absolut beste Er-
gebnis interessant ist, sondern eines mit einer möglichst
großen Abweichung der erreichten von den erwarteten Wer-
ten im „positiven Bereich“, d.h. in unserem Beispiel eine
höhere Nichtleistungsbezieherquote als sie aufgrund der
Schätzwerte zu erwarten war. „Creaming“ aber wird vom
SGB III explizit verlangt: § 7 Abs. 2 lautet: „Ist bei Ermes-
sensleistungen der aktiven Arbeitsförderung eine Auswahl
unter den Personen, die einer Förderung bedürfen, erforder-
lich, so hat diese vorrangig danach zu erfolgen, inwieweit un-
ter Berücksichtigung der Förderungsbedürftigkeit eher mit
einem Eingliederungerfolg zu rechnen ist.“

Den Analyseergebnissen folgend lassen sich Nischen inner-
halb der Kategorien finden, ohne daß dies bei der statistischen
Kontrolle, wie wir sie vorgenommen haben, und in dem Rah-
men, in dem wir sie vornehmen mußten, auffiele: So erfaßt
z.B. die Kategorie der Personen, die mindestens den Haupt-
schulabschluß erreicht haben und die eine Berufsausbildung
abgeschlossen haben, ein breites Spektrum unterschiedlicher
faktischer Arbeitsmarktrisiken. Auch die Personen, die sich
innerhalb einer Kategorie finden, die sich definitionsgemäß
dann gleich darstellen, können sich in der Realität noch stark
voneinander unterscheiden. So umfaßt z. B. die Kategorie der
Älteren über 44 Jahre noch weit mehr als zehn Jahre an Al-
tersunterschied. In der Kategorie der Aussiedler gibt es z. B.
Personen, die Deutsch wie Einheimische sprechen und sol-
che, die die deutsche Sprache überhaupt nicht beherrschen,
etc. In der Kategorie der Personen, die mindestens Haupt-
schulabschluß haben, sind auch alle Abiturienten enthalten,
in der Kategorie der Personen mit abgeschlossener Berufs-
ausbildung sind auch alle Personen mit Hochschulabschluß
enthalten.

Dabei wird auch die Diskussion am Rande mit berührt, die
mit dem „screening“ (vgl. Rudolph 1998) oder dem sog. „pro-
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filing“ zusammenhängt. Die Idee dabei ist ja, daß man inner-
halb einer durch statistische Risikomerkmale – der Art, wie
sie hier auch verwendet wurden, – definierten Risikogruppe
von Personen durch weitergehende Informationen eine Aus-
wahl treffen kann. Wo liegen hinter den allgemeinen Risiken
dieser Gruppe, die alle betreffen, die tieferen Probleme? Ei-
nigen älteren Arbeitnehmern gelingt immer wieder der Ein-
stieg in Arbeit. Einige Langzeitarbeitslose finden auch nach
längerer Zeit wieder zurück in Arbeit etc. Die Idee des „pro-
filing“ ist, an den objektiven individuellen Risikomerkmalen
möglichst frühzeitig anzusetzen und die Auswahl von Maß-
nahmen und Personen gezielt darauf auszurichten. Soweit die-
ses Vorgehen dokumentierbar ist, könnte damit ein differen-
zierterer Ansatz zur statistischen Analyse verbunden werden. 

Faktorenbündel 3: Trägerlandschaft 

Die Situation der Trägerlandschaft, was Stabilität und Qua-
lität der Träger angeht, und die Vorgehensweise der Ämter bei
der Auswahl der Träger von Bildungsmaßnahmen spielen ver-
mutlich auch eine Rolle. Die Situation dürfte ihrerseits wie-
derum nicht unabhängig sein von den Schwerpunktsetzungen
der aktiven Arbeitsmarktpolitik auf Bundesebene (Stichwort
stop and go) – wie auf der Arbeitsamtsebene, die seit Geltung
des § 10 SGB III an Bedeutung gewinnen dürfte. 

Faktorenbündel 4: Änderungen der Situation am regionalen
Arbeitsmarkt

Ebenso wie es immer wieder neue Firmen in der Region gibt,
kann es auch zu unerwarteten Einbrüchen am Arbeitsmarkt
kommen durch ein singuläres, aber einschneidendes Ereignis,
das Massenentlassungen nach sich zieht oder andere zufällige
Ereignisse am regionalen Arbeitsmarkt. Möglicherweise gibt
es auch noch andere Regionalvariablen.

Faktorenbündel 5: Zusammenwirken mit anderen Instru-
menten

Hier ging es nur um die Ergebnisse nach Weiterbildungs-
maßnahmen, und dazu konnte nur ein spezifischer Ersatzwert
(Nichtleistungsbezieherquote) verwendet werden. Mögli-
cherweise werden die Ergebnisse auf der Basis der Orginal-
werte ganz anders aussehen. Es ist auch nicht auszuschließen,
daß sich eine andere zahlenmäßige Gewichtung von FbW zu
ABM auf die Ergebnisse auswirkt; man spreche doch vor Ort
z.B. gelegentlich von „ABM-Ämtern“.

Andere Vergleichsbasis

Läßt sich nicht auch die Vergleichsbasis ändern, etwa indem
die Ämter an dem gemessen werden, was sie sich selbst als
Ziele vorgenommen haben? (Benchmarking, Zielvereinba-
rungen etc.). Kann man aber damit rechnen, daß eine andere
Vergleichsbasis auch wirklich andere Ergebnisse brächte oder
eine andere Basis für diese Diskussion liefern könnte? Das ist
schwer vorstellbar. Und das objektive Vergleichsproblem
bleibt auch dann noch bestehen. Denn solche Zielsetzungen
müssen ja im wesentlichen auf Erfahrungen aufbauen, also
auf dem, was in die Analyse der Nichtleistungsbezieherquote
eingeht. Vielleicht kann man dadurch den Rechtfertigungs-
druck für die Ämter erhöhen, aber kaum die Einsicht in die
Zusammenhänge auf den regionalen Arbeitsmärkten, die der
Eingliederung ihrer Klientel nach Maßnahmen der aktiven
Arbeitsmarktpolitik das erreichbare Niveau setzen. 

Brutto-Ergebnisse, keine Evaluationsergebnisse

Wir hatten es hier nur mit „Brutto-Ergebnissen“ (Brinkmann
1999) zu tun, nicht mit Netto-Ergebnissen einer Evaluation.
Das wird auch auf absehbare Zeit so bleiben. Das Evalua-
tionsproblem, das im wesentlichen so zu formulieren ist: Was
wäre gewesen, wenn die bestimmte Person nicht an der Maß-
nahme teilgenommen hätte, ist noch nicht einbezogen. In der
Eingliederungsbilanz ist es allerdings auch gar nicht vorge-
sehen. Dennoch bleibt es als Problem bestehen. Nun zeigt sich
noch viel deutlicher als zuvor: Auf der Grundlage von Ver-
bleibsanalysen und Eingliederungsbilanzen kann nicht darü-
ber entschieden werden, ob das für die arbeitsmarktpoliti-
schen Maßnahmen ausgegebene Geld sinnvoll ausgegeben
wurde. 
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